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Editorial

Leben mit einer Behinderung -  ganz einfach 
anders sein

Claude Voegeli
Direktionsadjunkt, BSV 
claude.voegeli@bsv.admin.ch

Wir wissen, dass jede und jeder von uns anders ist; und  
doch werden gewisse Unterschiede weniger gut akzep­
tiert und sind deshalb auch schwerer zu  ertragen. Wir 
wissen auch, dass eine gerechte Gesellschaft a u f den 
Grundsätzen der Gleichstellung und der individuellen 
Freiheit beruht; und  doch haben gewisse Mitmenschen 
Mühe, als gleichgestellt und einzigartig anerkannt zu  
werden. Gerade die Behinderung ist einer dieser schwer 
akzeptierten Unterschiede, und die behinderten Menschen 
stossen im m er wieder a u f Hindernisse, die es ihnen ver­
unmöglichen, wie Menschen ohne Behinderung in der 
Gesellschaft zu  leben. A uch  wenn schon manche Fort­
schritte erzielt worden sind, bleibt doch noch viel zu  tun. 
Für einen Menschen, der schon m it den Problemen seiner 
Behinderung oder jener seines Kindes zu  käm pfen hat, 
können die H altung der anderen und das Beharren a u f  
eingespielten Gewohnheiten zusätzliche Schwierigkeiten 
oder gar m ehr Leid  bereiten. Eine gezielte Sensibili­
sierung der Bevölkerung hilft jedoch Einstellungen zu  
verändern, und gesetzliche Regelungen können das Ge­
wicht der Hindernisse verringern.

Dass das Schwerpunktthem a dieser ersten Ausgabe  
der «Sozialen Sicherheit» im Jahr 2003 der Situation der 
Menschen m it Behinderungen gewidmet ist, hat seine 
besonderen Gründe: Das Schweizervolk wird im ko m ­
m enden M ai über die von Behindertenorganisationen 
lancierte Volksinitiative «Gleiche Rechte fü r  Behinderte» 
abstimmen, und das Parlament hat im D ezem ber 2002 -  
als indirekten Gegenvorschlag zur Initiative -  das Be- 
hindertengleichstellungsgesetz verabschiedet, das 2004 in 
Kraft treten soll. Und im Weiteren wurde das Jahr 2003 
von der Europäischen Union zum  Europäischen Jahr 
der M enschen m it Behinderungen erklärt.

Lange hat der schweizerische Gesetzgeber die Be­
hinderung vor allem aus der Sicht der Sozialversicherun­
gen gesehen. N un dienen zw ar die von der Invalidenver­
sicherung, nebst anderen Leistungen, gewährten Hilfs­
mittel der besseren gesellschaftlichen Integration von 
Menschen m it Behinderungen und sorgen dafür, dass 
diese anerkannt und respektiert werden; aber es sind den­
noch rein individuelle M assnahmen (sogar die architek­
tonischen M assnahmen zu  Lasten der IV  beschränken 
sich nur a u f das unmittelbare Umfeld des behinderten 
Menschen). Denn nach dem Versicherungsprinzip rich­
ten sich die Leistungen an die Personen, die den versi­
cherten Schaden erlitten haben, und nach dem Umfang 
dieses Schadens.

Dieser Ansatz ist notwendig, reicht aber nicht mehr 
aus. Es braucht auch allgemeine Massnahmen, die es er­
möglichen -  im Rahm en des Zum utbaren den Lebens­
raum so zu  gestalten, dass Menschen m it Behinderungen 
wie alle anderen leben und sich entfalten können. Die 
Einführung solcher M assnahmen ergibt sich aus dem  
Gleichstellungsprinzip.

Das neue Behindertengleichstellungsgesetz beruht -  
als Ergebnis eines K ompromisses unterschiedlicher In ­
teressen -  a u f diesem Grundsatz, wie er in A rtikel 8 der 
Bundesverfassung verankert ist. Die Volksinitiative hin­
gegen verlangt eine besondere Verfassungsbestimmung  
zur Gleichstellung behinderter Menschen, wobei diese 
weiter geht als das Bundesgesetz.

Die in dieser Ausgabe enthaltenen Inform ationen und 
Stellungnahmen verstehen sich als Beitrag zur dem okra­
tischen Debatte rund um  die Volksinitiative, gleichzeitig 
aber auch als Denkanstoss zum  Europäischen Jahr der 
Menschen m it Behinderungen. Sie sollen bewusst m a­
chen, was es in unserer Gesellschaft künftig  heisst, m it 
einer Behinderung zu  leben, nämlich ganz einfach an­
ders zu  sein und  dennoch gleich gestellt.
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Schwerpunkt Gleichstellung behinderter Menschen

Die Situation der behinderten Menschen 
in der Schweiz im EU-Jahr der Behinderten

f wweT 
6 l£ K H f

Rechte f í/r
SEfflW ERIEll

«Wenn du gleichgestellt sein willst, dann musst du dich schon da heraufbequemen.» Zeichnung: Nico. Tages-Anzeiger

Das Gebot der Gleichstellung der behinderten mit den nicht behinderten Menschen wird 
erstmals in der neuen Bundesverfassung vom 18. April 1999 festgehalten. Die Gesetzgeber von 
Bund und Kantonen werden damit beauftragt, die Benachteiligungen zu beseitigen, welche 
behinderte Personen beeinträchtigen. Das Ziel ist klar, doch über das zur Umsetzung geeignete 
Instrument kann man geteilter Meinung sein. Der Bundesrat hat hiefür den Erlass eines 
Bundesgesetzes (BehiG) vorgeschlagen, welches die eidgenössischen Räte in der Wintersesssion
2002 gutgeheissen haben. Den massgebenden Kreisen des Behindertenwesens gehen die neuen 
Grundlagen (Verfassung und BehiG) zu wenig weit, insbesondere weil sie kein Recht auf direkten 
Zugang zu öffentlichen Anlagen und Bauten gewährleisten, und sie haben daher ihre 
Volksinitiative «Gleiche Rechte für Behinderte» eingereicht. Die Initiative wird am 18. Mai dem 
Schweizervolk zum Entscheid vorliegen. Zum Behindertengleichstellungsgesetz als indirektem 
Gegenvorschlag dazu werden sich die Stimmbürger/innen nur äussern können, falls das 
Referendum ergriffen wird.
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Schwerpunkt Gleichstellung behinderter Menschen

Situation der Behinderten in der Schweiz

Unterschiedliche Erscheinungsformen der 
Benachteiligungen behinderter Menschen

Wie steht es um die rechtliche Situation behinderter 
Menschen in der Schweiz? Die folgenden Ausführun­
gen zeigen, welche tatsächlichen gesellschaftlichen 
Benachteiligungen behinderte Menschen heute noch 
auf sich zu nehmen haben. Aus Sicht der Behinderten­
organisationen können diese nur mit einer Annahme 
der Initiative «Gleiche Rechte für Behinderte» 
beseitigt werden.

L _________ ______________
/  Caroline Klein

Gleichstellungsbeauftragte 
bei der DOK

2003 als europäisches Jahr der behinderten 
Menschen

2003 ist das E U -Jahr der behinderten Menschen. 
D urch diese Kennzeichnung soll das Bewusstein der 
M itgliedstaaten und ihrer E inw ohner für die gesell­
schaftlichen Benachteiligungen behinderter Menschen 
sowie die möglichen politischen und rechtlichen Instru­
m ente zur Förderung ihrer Gleichstellung erhöht w er­
den.

Gleichstellung Behinderter auch 
in der Schweiz ein zentrales Thema

Obwohl die Schweiz nicht Mitglied dieser europäi­
schen O rganisation ist, hat auch für sie das Them a der 
G leichstellung behinderter M enschen seit ein paar Jah­
ren an Bedeutung zugenommen.

Verfassungsrechtliches Diskriminierungsverbot
Im Jahre 2000 tra t die neue Bundesverfassung in 

Kraft, die -  in A nlehnung an Verfassungen anderer 
europäischer L änder wie diejenige D eutschlands -  ein

ausdrückliches Diskrim inierungsverbot zugunsten von 
körperlich, geistig und psychisch behinderten M en­
schen beinhaltet (A rt. 8). Im Bewusstsein, dass trotz 
ihrer grundsätzlichen Bedeutung eine solche Bestim­
mung allein nicht reicht, um sicherzustellen, dass be­
hinderte M enschen nicht m ehr benachteiligt werden, 
wurde dieser Verfassungsartikel noch durch einen 
wichtigen A uftrag ergänzt: Gemäss A rtikel 8 Absatz 4 
BV müssen die G esetzgeber des Bundes, der Kantone 
und der G em einden die notwendigen Massnahmen 
ergreifen, um die Benachteiligungen behinderter M en­
schen zu beseitigen.

Bundesgesetz Uber die Gleichstellung behinderter 
Menschen

W enn man bedenkt, dass zur Ausführung des im Be­
reich der Gleichstellung von Frau und Mann ähnlich 
lautenden A uftrages m ehr als zehn Jahre notwendig 
waren, kann kaum bezweifelt werden, dass die 1998 
durch die B ehinderten und ihre Organisationen einge­
reichte Volksinitiative «Gleiche R echte für Behinder­
te» einen Beschleunigungseffekt hatte: Bereits im D e­
zem ber 2002 verabschiedete das Parlam ent das erste 
schweizerische Bundesgesetz zur Gleichstellung Behin­
derter (BehiG). Durch die Festlegung des Ziels dieses 
Gesetzes in A rtikel 1 wird gleichzeitig auch anerkannt 
und hervorgehoben, dass M issstände bestehen und dass 
diese zu beheben sind. B ehinderte M enschen sind zahl­
reichen Benachteiligungen ausgesetzt: Sie sind aus un­
terschiedlichen G ründen gehindert, wie andere M en­
schen am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. Sie 
stossen auf bauliche und technische Hindernisse, wenn 
sie soziale K ontakte pflegen wollen, sie haben grosse 
Schwierigkeiten, sich aus- und fortzubilden sowie eine 
Erw erbstätigkeit zu finden, die ihren Fähigkeiten ent­
spricht.

BehiG ungenügend, um zahlreiche Benachteiligungen 
zu beseitigen

Das Behindertengleichstellungsgesetz setzt sehr wohl 
wichtige Pfeiler, um diese Benachteiligungen zu be­
kämpfen und somit die Gleichstellung behinderter 
M enschen zu fördern: M it Hilfe von subjektiven 
Klagemöglichkeiten und Verbandsbeschw erderechten 
werden behinderte M enschen und ihre Organisationen 
gewisse Benachteiligungen beseitigen können. Doch 
angesichts des restriktiv umschriebenen G eltungsbe­
reichs des BehiG werden diese -  auch in Zusamm en­
spiel mit dem verfassungsrechtlichen Diskriminierungs-
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Schwerpunkt Gleichstellung behinderter Menschen

verbot -  nicht reichen, um behinderten  M enschen 
tatsächlich gleiche C hancen zur gesellschaftlichen Teil­
nahm e zu ermöglichen.

Aufrechterhalten der Volksinitiative «Gleiche Rechte 
für Behinderte»

A us diesen Ü berlegungen heraus haben sich am 
11. Januar 2003 alle im V erein V olksinitiative «Gleiche 
R echte für B ehinderte» versam m elten nam haften 
schweizerischen B ehindertenorganisationen entschie­
den, ihre Volksinitiative tro tz Vorliegen des als indirek­
te r G egenvorschlag konzipierten BehiG  zur A bstim ­
m ung zu bringen. Es handelt sich hierbei um einen er­
neuten  A ppell an das Schweizervolk, die B enachteili­
gung der behinderten  M enschen nicht w eiter hinzuneh­
men. Parallel zu diesem politischen Prozess w erden die 
in der D achorganisationenkonferenz der privaten B e­
hindertenhilfe zusam m engeschlossenen B ehinderten­
organisationen das E U -Jahr 2003 nutzen, um auf un ter­
schiedlicher W eise die Schweizer Bevölkerung auf die 
Anliegen der behinderten  M enschen zu sensibilisieren.

Tatsächliche gesellschaftliche Benachteiligung 
behinderter Menschen

Artikel 8 BV und BehiG als Antwort auf konkrete 
Benachteiligungen

D ie folgenden A usführungen haben zum Ziel darzu­
stellen, welche konkrete gesellschaftliche R ealität so­
wohl den Verfassungs- wie nun auch den G esetzgeber 
dazu bewogen hat, spezifische R echtsinstrum ente zur 
Förderung der G leichstellung behinderter M enschen zu 
erarbeiten . D iese D arstellung will zeigen, dass A rtikel 8 
A bsatz 2 und 4 BV sowie das BehiG  -  wie M enschen­
rechte und deren gesetzliche K onkretisierungen im A ll­

1 Für eine Darstellung des Inhalts des BehiG siehe den Beitrag von Dieter 
Biedermann auf Seite 12 in diesem Heft.

2 Behinderte Kinder mit Sonderschulbedürfnissen werden in einem der 
folgenden drei Bereiche geschult: in Sonderschulen, die von der Invali­
denversicherung subventioniert sind; in Kleinklassen, die Bestandteil 
der Volksschule sind; in Regelklassen unter Beizug heilpädagogischer 
Fachpersonen oder spezialisierter Dienste (sog. integrative Schulfor- 
men). Im Verlauf der Jahre entwickelte sich parallel zu diesen Formen 
eine breite Palette von ambulanten sonderpädagogischen Angeboten, 
welche grundsätzlich in allen Schulbereichen zur Anwendung gelangen 
(z.B. Logopädie für Regelklassenkinder, heilpädagogischer Stützunter­
richt für Kinder in integrativen Schulungsformen, Psychomotorik für 
Kleinklassenkinder, Physiotherapie für Kinder in IV-subventionierten 
Sonderschulen). Siehe dazu Gabriel Sturmy-Bossart, Integrative Schu­
lungsformen in der Schweiz: wo stehen wir heute?, in: Schweizerische 
Zeitschrift für Heilpädagogik, 9/99, S. 9ff.

3 Gemäss Art. 62 Abs. 1 BV sind die Kantone im Bereich des Schulwesens 
zuständig.

4 Ausführlich zum Begriff der integrationsfähigen Schule: Gérard Bless/ 
Winfried Kronig, Wie integrationsfähig ist die Schweizer Schule gewor­
den?

5 Annemarie Kummer, Integrative Schulungsformen in der Schweiz -  
Trends auf kantonaler Ebene, in: Schweizerische Zeitschrift für Heil­
pädagogik, 5/2001, S. 6 ff.

gem einen -  eine A ntw ort auf konkrete  Bedürfnisse 
oder Leiden eines M enschen oder einer G ruppe von 
M enschen geben. D ie Frage, ob diese Instrum ente in 
den zwei im Folgenden hervorgehobenen Bereichen 
auch eine befriedigende Lösung anbieten w erden, kann 
zum Teil im jetzigen Z eitpunkt mangels R echtspre­
chung und A useinandersetzung in der L ehre noch nicht 
beantw ortet werden. Sie w ird deshalb nur am R ande 
der A usführungen, in den Schlussbem erkungen behan­
delt.1

Benachteiligungen behinderter Kinder im Bereich 
der Schule

Eine wesentliche B enachteiligung für behinderte 
K inder besteht darin, dass die heutigen S trukturen der 
G rundschule nur beschränkt ihre In tegration erlauben. 
So sehen sich B ehinderte oft gezwungen, gegen ihren 
Willen eine Sonderschule zu besuchen und anschlies­
send dann auch spezielle Bildungswege zu gehen. Dies 
schränkt ihre Chancen, eine Stelle auf dem A rbeits­
m arkt zu finden und im gesellschaftlichen L eben integ­
riert zu sein, wesentlich ein.

B ehinderte K inder haben sehr oft besondere Schulbe- 
dürfnisse. Z u diesem Zweck kennt die Schweiz ein gut 
ausgebautes System der Sonderschulförderung2, wel­
ches von der Invalidenversicherung finanziert wird. D er 
Preis für diese differenzierte und qualifizierte Schulung 
ist der Ausschluss aus der Regelschule. D enn K inder mit 
speziellem F örderbedarf haben kein R echt darauf, die 
öffentliche Schule zu besuchen. Spezielle Förderung ist 
zwar sehr wichtig, sie kann die individuelle Entfaltung 
aber auch hindern. D enn: ausgrenzende Erziehung 
kann sich in einer lebenslangen A usgrenzung von M en­
schen mit B ehinderung fortsetzten. D em gegenüber 
schafft gemeinsam es L ernen die besten V oraussetzun­
gen für ein gem einsam es Zusam m enleben, für gegen­
seitigen R espekt und einen solidarischen Umgang m it­
einander.

D er B und verfügt lediglich über eine begrenzte Kom­
petenz, sich in die kantonale  Schulhoheit einzum i­
schen.3 M it der Folge, dass es faktisch 26 kantonale 
Schulgesetzgebungen gibt, welche die Schulung behin­
derter K inder unterschiedlich angehen. A uch wenn 
nicht überall gesetzliche G rundlagen bestehen, existie­
ren in allen K antonen der Schweiz integrative Schu­
lungsformen.4 D am it ist ab er nichts über deren V erbrei­
tung ausgesagt. D ie B andbreite  reicht vom K anton Tes­
sin m it einem  stark ausgebauten Stützsystem im B e­
reich der Regelklasse bei gleichzeitigem V erzicht auf 
Kleinklassen (dies bei Schweizer R ekord ra te  punkto 
M aturitäts- und H ochschulabschlüssen) bis zum K an­
ton Schaffhausen m it dem höchsten A nteil am Klein- 
klassenschülern (9 ,8% ) und gleichzeitiger Möglichkeit, 
integrative Form en im Schulversuch einzurichten.5 
T ro tz  der neuen positiven T endenzen sind integrative

Soziale Sicherheit CHSS1/2003 9
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Schulformen noch zu wenig verbreitet. D ies kann na­
mentlich auf folgende G ründe zurückgeführt werden:
• Schulbehörden entscheiden, ob ein behindertes Kind 

in die Regelschule aufgenom m en wird oder nicht. Sie 
müssen ihren Entscheid w eder begründen noch des­
sen N otw endigkeit beweisen.

• A rchitektonische B arrieren  erschweren behinderten 
K indern den Zugang zur öffentlichen Schule.

• Es fehlt die notw endige B etreuung und Assistenz 
w ährend des U nterrichts (z.B. Begleitung zur Toilet­
te  usw.).

• Für E ltern , die den (im m er noch) beschwerlichen 
Weg zur Integration ihres Kindes auf sich nehmen, 
fehlen Inform ations- und A nlaufstellen ebenso wie 
Entlastungsdienste.
Ein A ustausch von Fachwissen zwischen Regel- und 

Sonderschule (welche m eistens räumlich getrennt sind) 
findet nur in Ausnahm efällen statt bzw. hängt vom per­
sönlichen Engagem ent einzelner B eteiligter ab. Doch 
erst wenn Regel- und Sonderschule durchlässiger wer­
den, wenn das spezielle Wissen der Sonderschule in die 
Regelschule einfliesst, wenn beide Schulsysteme vom 
gegenseitigen Fachwissen und den Erfahrungen profi­
tieren, steigen auch die Integrationschancen behinder­
ter Kinder.

Zugang zu Bauten und Anlagen
B ehinderte M enschen w erden an einer selbständigen 

und vollen Teilnahm e am gesellschaftlichen Leben 
gehindert, weil der Zugang zu den meisten besuchten 
G ebäuden und A nlagen nicht hindernisfrei gestaltet 
ist und weil ihre B enutzbarkeit nicht oder nur unter 
erschw erenden Bedingungen gesichert ist (Treppen, 
zu enge Türen, keine Behinderten-W C , D rehkreuze, 
zu hohe Griffe, Knöpfe und Schalter usw ...). Gemäss 
einer E rhebung der D achorganisationw nkonferenz der 
privaten B ehindertenhilfe aus dem  Jahre 1998 sind nur 
20 bis 30 % der öffentlich zugänglichen Bauten und A n ­
lagen (d.h. Schulen, Verwaltungen, Post, B anken, Res­
taurants, H otels, G eschäfte, Kinos, T heater, Sportan­
lagen, Strassenanlagen, Parkanlagen usw.) für behin­
derte M enschen überhaupt zugänglich. D ies betrifft 
nicht nur m obilitätsbehinderte M enschen, sondern 
auch hör- und sehbehinderte M enschen: Zum  Beispiel 
erschweren zu kleine oder schlecht kontrastierende B e­
schriftungen, m angelhaft beleuchtete A nlagen sowie 
A m peln ohne B lindenausrüstung B linden und Sehbe­
hinderten die O rientierung und gefährden deren Si­
cherheit; H örbehinderte  können einen K onferenzraum , 
welcher technisch nicht an ihre Bedürfnisse angepasst 
ist, nicht benützen.

Hindernisfreies Bauen ist technisch möglich  und 
kom m t nicht nur B ehinderten, sondern allen M enschen 
zugute: A uch ältere M enschen, E ltern  mit dem K inder­
wagen, K ranke, K inder profitieren davon. Doch wer­

den nach wie vor B auten  und A nlagen erstellt, welche 
von ihnen nicht benützt w erden können. D ies ist auf 
verschiedene G ründe zurückzuführen: Viele B auver­
antwortliche befürchten, durch das hindernisfreie B au­
en würden sowohl M ehrkosten als auch eine Einschrän­
kung in der planerischen und konzeptionellen Freiheit 
entstehen. D iese B efürchtungen sind jedoch völlig un­
begründet: Z ahlreiche Beispiele beweisen, dass die A n­
liegen behinderter M enschen, sofern sie von Anfang an 
berücksichtigt w erden, kostenneutral sind und sich so­
wohl räumlich wie auch ästhetisch gut umsetzen lassen.

Zwar enthalten alle 26 kantonalen Baugesetze Rege­
lungen zugunsten behinderter M enschen. Doch sind die 
vorgesehenen Regeln sehr unterschiedlich. D er Kanton 
Luzern  verfügt über ein sehr gutes Modell: E r kennt 
nicht nur gute baugesetzliche Bestim m ungen, sondern 
hat als E rster in der Schweiz eine kantonale B eratungs­
stelle für behindertengerechtes B auen mit E inspra­
chemöglichkeit eingeführt.6 D ie Baugesetze von Jura 
und G en f sehen die M öglichkeit vor, dass das Bauam t 
bestim m te A npassungen zugunsten behinderter M en­
schen verlangen kann, vorausgesetzt, dass diese Mass­
nahm en keine unverhältnism ässigen K osten verur­
sachen. Das Wallis ist praktisch der einzige K anton, der 
B eiträge für die Beseitigung baulicher H indernisse bei 
bestehenden B auten m it Publikum sverkehr zahlt.7 
Z ahlreiche kantonale G esetzesbestim m ungen sind da­
gegen zu schwammig, was ihre D urchsetzungskraft ein­
schränkt. Auch w erden viele Bereiche ausgeklammert: 
So fehlen häufig gesetzliche R egelungen für B auten mit 
A rbeitsplätzen. H inzu kom m t, dass diese G esetze oft

Zahlreiche kantonale Gesetzesbestim­
mungen sind zu schwammig, was ihre 
Durchsetzungskraft einschränkt.

nicht vollzogen w erden und dass die B aukontrolle nach 
Fertigstellung des B auvorhabens m eistens m angelhaft 
ist. D iese G esetze müssten in vielen Fällen ergänzt 
(auch durch griffige Verfassungs- oder G esetzesbestim ­
m ungen des B undes) und verbessert werden.

D a m ehr als 80%  der U mwelt bereits gebaut sind, 
kom m t der Anpassung bestehender Bauten und Anlagen 
eine sehr grosse B edeutung zu. E s handelt sich deshalb

6 In zehn Jahren (1990-1999) hat diese Stelle 7500 Baugesuche geprüft 
und 164 Einsprachen ausgesprochen. Bei 2872 Projekten wurden Auf­
lagen gemacht. Siehe Eric Bertels, Weichklopfen. 11 Aktionen zur För­
derung des hindernisfreien Bauens, pro infirmis Basel-Stadt, 2001.

7 Von den Anpassungskosten übernimmt der Kanton je  nach Fall bis zu 
50%. Er bewilligte in den letzten vier Jahren Beiträge von über einer 
Million Franken.
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um eine K ernforderung der V olksinitiative «Gleiche 
R echte für B ehinderte». B ehinderte M enschen verlan­
gen aber nicht, dass die bestehende bauliche U mwelt 
von heu te  auf m orgen die A nforderungen des hinder­
nisfreien Bauens erfüllt. Wie ausdrücklich in der V olks­
initiative festgelegt, fordern sie die E inhaltung des P rin­
zips der Verhältnismässigkeit, welches sowohl ihre A n­
liegen wie auch diejenigen der betroffenen E igentüm e­
rinnen und E igentüm er im Einklang bringen soll. D as 
Prinzip der Verhältnism ässigkeit erm öglicht es auch, 
die Anliegen des H eim atschutzes zu berücksichtigen.

Schlussfolgerungen

Z ur Verwirklichung der G leichstellung behinderter 
M enschen genügt es nicht, wenn Benachteiligungen aus­
schliesslich in ein paar Bereichen beseitigt werden. 
M assnahm en zur Förderung der Erw erbstätigkeit B e­
hinderter nützen z.B. kaum, wenn diese wegen H inder­
nissen in der Schule oder bei der späteren A usbildung 
keinen B eruf, der ihren Fähigkeiten entspricht, erlernen 
konnten. Sie nützen auch nichts, wenn der öffentliche 
V erkehr und B auten mit A rbeitsplätzen für Menschen 
im Rollstuhl oder für S innesbehinderte nicht zugänglich 
bzw. benutzbar sind. D as Behindertengleichstellungsge- 
setz en thält zwar wichtige Bestim m ungen, die sicher da­
zu beitragen w erden, punktuell Benachteiligungen zu 
beheben: D er ganze Bereich des öffentlichen V erkehrs 
ist zum Beispiel tro tz relativ langen Übergangsfristen in

sinnvoller W eise geregelt. D ie subjektiven Klagemög­
lichkeiten des E inzelnen, das V erbandsbeschw erde­
recht der B ehindertenorganisationen und die Schaffung 
eines B üros zur G leichstellung beh inderter M enschen 
stellen zentrale D urchsetzungsinstrum ente dar, ohne 
welche die inhaltlichen Bestim m ungen des BehiG  to ter 
Buchstabe geblieben wären. D ennoch enthält dieses 
neue G esetz schwerwiegende Lücken, welche seine G e­
eignetheit, den V erfassungsauftrag von A rtikel 8 Absatz 
4 BV umfassend zu verwirklichen, in Frage stellen: So 
müssen bestehende B auten, A nlagen und Einrichtun­
gen nur dann an die Bedürfnisse B ehinderter angepasst 
w erden, wenn sie renoviert w erden. Im Bereich der 
D ienstleistungen P rivater ist lediglich ein M inimal­
schutz vorgesehen: B ehinderte können sich nur wehren, 
wenn sie schwerwiegend benachteiligt -  diskrim iniert -  
werden. U nd auch wenn ein solcher Fall gegeben ist, 
steht ihnen nur ein Entschädigungsanspruch von maxi­
mal 5000 Franken zu. W eiter sind die Bereiche der 
Schule sowie des E rw erbslebens in der Privatwirtschaft 
nur rudim entär geregelt.

M it ihrer Initiative wollen die B ehinderten  und ihre 
O rganisationen das B ehiG  keineswegs angreifen. Sie 
bezwecken dam it nur, eine sinnvolle und für die V er­
wirklichung ih rer selbständigen Teilnahm e am gesell­
schaftlichen Leben notw endige Ergänzung zu schaffen.

Caroline Klein, Dr. Iur., Gleichstellungsbeauftragte der Dach­
organisationenkonferenz der privaten Behindertenhilfe (DOK): 
E-Mail: caroline.klein@freierzugang.ch.

Wie viele behinderte Personen gibt es in der Schweiz?

Es existieren keine genauen D aten  zur Anzahl beh inderter Personen in der Schweiz. D ie B otschaft des B undes­
rates zur V olksinitiative «Gleiche R echte für B ehinderte» und zum B ehiG  nennt gestützt auf Schätzungen aus den 
Jahren 1991 und 1992 eine Gesam tzahl von 650000. D arun ter sind 80000 Sehbehinderte und Blinde, 51 000 Hörbe- 
hinderte und G ehörlose, 10000 geistig B ehinderte sowie 510000 M enschen mit anderen B ehinderungen. D ie Schät­
zung beruht auf einer groben A nnahm e, dass jeweils 10 % einer Bevölkerung von e iner leichten, m ittleren oder 
schweren B ehinderung betroffen sind. D anach müsste die Gesam tzahl heu te  bei rund 700000 liegen. E ine andere 
Schätzung1 spricht von einer halben M illion beh inderter Menschen.

B ekannt ist dem gegenüber, wie viele Personen Leistungen der Invalidenversicherung beziehen. Nach der IV- 
Statistik2 bezogen im Jah r 2001 in der Schweiz 450000 Personen Leistungen der Invalidenversicherung. R und die 
H älfte (220000) w aren R entenbezüger/innen, bei den übrigen Personen handelt es sich um Bezüger/innen von Ein- 
gliederungs- und A bklärungsm assnahm en.

D ie D atenlage im Bereich der B ehinderung w urde vom Parlam ent als unbefriedigend erkannt. In diesem Sinne 
haben beide R äte ein Postulat (97.3393) überwiesen und den B undesrat aufgefordert, entsprechende Schritte in die 
W ege zu leiten. D er B undesrat nahm  inzwischen die Entw icklung einer B ehindertenstatisitik  als neues V orhaben in 
das statistische M ehrjahresprogram m  1999-2003 auf.

1 Ruedi Prerost, Das Hauptziel heisst selbstbestimmtes Leben. Behinderten-Gleichstellung in der schweizerischen Bundesverfassung, in Judith Hollenwe- 
ger/Heinz Bättig (Hrsg.), Bildungswege zur Selbstbestimmung. Erschwerungen für Studierende mit Behinderungen, Luzern, 1997, S. 27-34, S. 27.

2 IV-Statistik 2002, Bundesamt für Sozialversicherung, Nr. 318.124.01. S. 7 ff.
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Führt das BehiG zur Gleichstellung 
behinderter Menschen?
In der Wintersession 2002 haben die eidgenössischen 
Räte das Bundesgesetz über die Beseitigung von Be­
nachteiligungen behinderter Menschen -  kurz Behin- 
dertengleichstellungsgesetz oder BehiG -  verab­
schiedet. Dieses neue Gesetz1 führt den Auftrag der 
neuen Bundesverfassung aus und bildet einen indi­
rekten Gegenvorschlag zur teilweise weiter gehenden 
Volksinitiative «Gleiche Rechte für Behinderte», über 
die Volk und Stände am 18. Mai 2003 befinden. 
Nachfolgend werden die wichtigsten Inhalte des 
neuen Gesetzes vorgestellt.

/  Dieter Biedermann
Bundesamt für Justiz

Politisches Umfeld

D ie jüngsten Bestrebungen, die gesellschaftliche Stel­
lung von M enschen m it B ehinderungen zu verbessern, 
haben in der R echtsordnung zunächst auf der E bene 
der neuen Bundesverfassung vom 18. A pril 1999 ihren 
A usdruck gefunden. D ie Verfassung enthält im A rtikel 
über die R echtsgleichheit einen Absatz, der die G esetz­
gebungsorgane von Bund und K antonen beauftragt, 
M assnahm en zu ergreifen, um Benachteiligungen zu 
beseitigen, welche behinderte Personen beeinträchti­
gen (A rt. 8 Abs. 4). D iese Bestimm ung zeugt von einer 
neuen Sensibilität gegenüber M enschen mit B ehinde­
rungen und rückt die Perspektive einer Politik der ge­
genseitigen Toleranz und Solidarität zwischen allen 
M itgliedern der G esellschaft in den V ordergrund.

Mit dem  Bundesgesetz über die Beseitigung von B e­
nachteiligungen behinderter M enschen (Behinderten- 
gleichstellungsgesetz, BehiG ) soll der W eg hin zur mög­
lichst um fassenden Partizipation B ehinderter am ge­

sellschaftlichen Leben beschritten werden. D ie bisheri­
gen Bem ühungen, B ehinderten vergleichbare oder 
gleichwertige Lebensbedingungen zu schaffen, konzen­
trierten sich vor allem auf personenbezogene Hilfen (zu 
erw ähnen ist hier insbesondere die Invalidenversiche­
rung). D iese M assnahm en sind sehr wertvoll und unver­
zichtbar. Sie bedürfen aber der Ergänzung durch Mass­
nahm en, die auf eine O ptim ierung der gesellschaftli­
chen R ahm enbedingungen zielen. D as B ehiG  verfolgt 
diesen zweiten Ansatz.

M it dem  BehiG  erfüllt der G esetzgeber den Verfas­
sungsauftrag sehr rasch; bei der Gleichstellung von 
Frau und M ann brauchte es fast zehn Jahre mehr, bis 
die G leichstellungsbestim m ung der Verfassung in 
einem  G esetz konkretisiert wurde.

D er G rundsatz der G leichstellung stiess im ganzen 
G esetzgebungsverfahren -  anderes war nicht zu erw ar­
ten -  auf breiteste Zustimm ung. Politische A useinan­
dersetzungen w urden hingegen geführt über Einzel­
punkte in Fragen des G eltungsbereichs und der Rechts­
instrum ente, insbesondere in der Frage der V erhältnis­
mässigkeit der vom G esetz vorgesehenen M assnahmen. 
Es galt, eine konsensfähige Abwägung zwischen den 
anerkannten  grundrechtlichen Anliegen der B ehinder­
ten und denjenigen D ritte r sowie den finanziellen 
M öglichkeiten dieser D ritten  und der Gem einwesen zu 
finden. D abei hat auf allen Seiten ein Lernprozess und 
eine gegenseitige A nnäherung stattgefunden.

Das neue G esetz wird die Integration B ehinderter in 
die G esellschaft erleichtern und vorantreiben. Es er­
fasst die verschiedensten Lebensbereiche. D as BehiG, 
das sich auf die neue V erfassungsbestim m ung stützt, 
verbessert die Rechtsstellung B ehinderter insgesamt 
deutlich.

Konkretisierung des Verfassungsauftrags

D as BehiG  konkretisiert die Verfassung und erfüllt 
einen Verfassungsauftrag. E s sieht verschiedene Mass­
nahm en vor, um vorhandene Benachteiligungen zu be­
seitigen und der Bildung neuer Benachteiligungen vor­
zubeugen. Mit dem  G esetz wird dam it der allgemeine 
G rundsatz der G leichstellung heruntergebrochen auf 
konkrete A lltagssituationen. D as BehiG  erleichtert den 
rechtsanw endenden B ehörden die U m setzung des Ver-

1 Publiziert in Bundesblatt 2002 Seite 8223; die Referendumsfrist lauft 
bis zum 3. April 2003.
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fassungsauftrags wesentlich. Im U nterschied zur Volks­
initiative «Gleiche R echte für B ehinderte» wird mit 
dem G esetz insbesondere der G eltungsbereich genau 
um schrieben und das V erhältnism ässigkeitsprinzip 
konkretisiert.

Optimierung der Rahmenbedingungen in 
zahlreichen Lebensbereichen

Das B ehiG  bringt eine bessere A bstim m ung der In ­
frastrukturen  in zahlreichen Bereichen des öffentlichen 
Lebens. So w erden insbesondere der öffentliche V er­
kehr, die D ienstleistungen der Gem einw esen (vom 
Schalter e iner V erwaltungsstelle bis zur Schulstube) so­
wie alle neuen oder erneuerten  B auten  und Anlagen, 
die öffentlich zugänglich sind, auf die Bedürfnisse der 
M enschen mit B ehinderungen ausgerichtet. A ber auch 
grössere W ohnbauten sowie G ebäude mit vielen A r­
beitsplätzen fallen unter das Regim e des neuen G eset­
zes. D as neue Bundesgesetz schafft M indeststandards, 
die zwingend sind, also nicht unterschritten werden dür­
fen. D ies schliesst nicht aus, dass die K antone w eiter ge­
hende R egelungen vorsehen.

Schaffung klagbarer Rechtsansprüche

D as BehiG  schafft R echtsansprüche, die m ittels B e­
schwerde bei der zuständigen V erw altungsbehörde 
oder durch Klage vor G ericht durchgesetzt werden 
können. D ie R echtsansprüche können von einzelnen 
B etroffenen selbst w ahrgenom m en w erden, in be­
stim m ten S ituationen auch von B ehindertenorgani-

Mit dem BehiG erfüllt der Gesetzgeber 
den Verfassungsauftrag sehr rasch.

sationen gesam tschweizerischer B edeutung. D ie im 
BehiG  enthaltenen R echtsansprüche haben gegenüber 
den bloss auf Verfassungsstufe verankerten  R echten 
(wie sie in der Initiative enthalten  sind) den Vorteil, 
dass die Bereiche, in denen M assnahm en erforderlich 
sind, genau bezeichnet, das Ausmass dieser M assnah­
men definiert, der G rundsatz der Verhältnism ässigkeit 
konkretisiert und der Rhythm us der A npassungen fest­
gelegt w erden können.

In Ü bereinstim m ung mit dem  G rundsatz der V erhält­
nismässigkeit w erden Forderungen und A nliegen einer 
Person m it B ehinderungen anerkannt, wenn das kon­

krete  Interesse der behinderten  Person hinsichtlich des 
Zugangs zu B auten oder Leistungen höher zu gewichten 
ist als die entgegenstehenden Interessen einer anderen 
Privatperson oder andere öffentliche Interessen. 

R echtsansprüche bestehen in drei Bereichen:
• bei B auten  und Anlagen,
• beim  öffentlichen V erkehr,
• bei D ienstleistungen der G em einden, K antone und 

des Bundes.
D ienstleistungen und N eubauten müssen ab In- 

K raft-Treten des G esetzes den neuen A nforderungen 
genügen. B estehende B auten und A nlagen müssen an­
lässlich einer E rneuerung  des öffentlich zugänglichen 
Teils angepasst w erden. Beim öffentlichen V erkehr, für 
den eine generelle A npassungspflicht unabhängig von 
ohnehin geplanten E rneuerungen gilt, ist dagegen we­
gen der hohen Investitionskosten und der Langlebig­
keit der A nlagen und Fahrzeuge eine Ü bergangsfrist 
von zwanzig Jahren  vorgesehen. A llerdings gilt auch da, 
dass N eubauten und N euanschaffungen ab In-Kraft- 
T reten  des G esetzes behindertengerecht sein müssen.

Geltungsbereich von Gesetz und Initiative, 
Anpassung geltender Gesetze

In weiten Teilen sind die G eltungsbereiche der 
V olksinitiative «Gleiche R echte für B ehinderte» und 
des B ehiG  gleich oder können vom G esetzgeber in glei­
cher W eise konkretisiert w erden. Beide sehen auch 
R echtsansprüche vor. D ie Initiative geht insofern wei­
ter, als sie bestehende B auten sowie D ienstleistungen 
P rivater bezüglich der R echtsansprüche um fassender 
einbezieht. In einigen P unkten geht hingegen das G e­
setz über die V olksinitiative hinaus: D er G eltungsbe­
reich des G esetzes erfasst auch grössere W ohnbauten 
sowie A rbeitsgebäude m it m ehr als 50 A rbeitsplätzen. 
Z udem  können B ehindertenorganisationen R echtsan­
sprüche B ehinderter geltend machen. Schliesslich er­
hält der B und m it dem  B ehiG  die K om petenz, Pro­
gram m e für die Integration B ehinderter, Pilotversuche 
zur Integration im E rw erbsleben sowie M assnahm en 
für Sprach-, H ör- und Sehbehinderte zu unterstützen.

M it dem  B ehiG  w erden auch verschiedene bestehen­
de G esetze angepasst. D as S teuerrecht, das Strassen- 
verkehrsrecht sowie das Fernm eldew esen w erden bes­
ser au f die A nliegen und Bedürfnisse B ehinderter aus­
gerichtet.

Sensibilisierung, Fortschritt und Dynamik

W as bringen diese V erbesserungen auf der E bene 
der G esetzgebung den B ehinderten  konkret? D er G e­
setzgebungsprozess hat die G esellschaft für die Anlie-
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gen der B ehinderten sensibilisiert. O ft geht es vor allem 
darum , beim Bau von H äusern, Anlagen oder D ienst­
leistungen rechtzeitig an die Anliegen B ehinderter zu 
denken, um praktisch ohne M ehrkosten B arrieren und 
Benachteiligungen zu verhindern. So wird diese Sensi­
bilisierung beispielsweise dazu führen, dass eine Klingel

Behinderte sind nicht mehr auf das 
Wohlwollen der Eigentümer von Bau­
ten und Anlagen angewiesen.

oder ein L iftschalter auch für Sehbehinderte auffindbar 
und auch für einen R ollstuhlfahrer erreichbar ist.

In den wichtigsten öffentlichen Lebensbereichen 
müssen nun M indeststandards eingehalten werden; B e­

hinderte sind nicht m ehr auf das W ohlwollen der Eigen­
tüm er von B auten und Anlagen oder der G emeinwesen 
angewiesen. D abei soll nicht vergessen werden, dass 
sich viele von ihnen schon bisher vorbildlich verhalten 
haben.

Vieles, das vor kurzer Z eit vielleicht noch als Luxus­
ausstattung galt, wird in K ürze als Selbstverständlich­
keit akzeptiert werden. D ie fortlaufenden technischen 
Entwicklungen erlauben im m er bessere und zusätzliche 
D ienstleistungen, von denen B ehinderte in besonderem  
Masse profitieren. D ie rechtsanw endenden Behörden 
können die Standards, was als behindertenkonform  an­
zusehen ist und welche Sachverhalte als H indernis oder 
Barriere anzusehen und deshalb zu verhindern oder 
zu beseitigen sind, fortlaufend weiterentw ickeln und 
neuen G egebenheiten anpassen.

Dieter Biedermann, Fürsprecher, stellvertretender Leiter der Abtei­
lung Rechtsetzungsprojekte und -methodik, Bundesamt für Justiz; 
E-Mail; dleter.biedermann@bj.admin.ch

Private Arbeitsverhältnisse bleiben vom Behindertengleichstellungsgesetz ausgeklammert. Ein Abbau von Barrieren erleichtert aber auch die Integration in 
die Arbeitswelt. (Foto Pro Infirms)

14 Soziale Sicherheit CHSS1/2003

mailto:dleter.biedermann@bj.admin.ch


Schwerpunkt Gleichstellung behinderter Menschen

2003: Europäisches Jahr der Menschen 
mit Behinderungen
Das europäische Jahr 2003 soll als Gelegenheit 
genutzt werden, Europa für die Behindertenthematik 
zu sensibilisieren und die Hindernisse, die einer 
gleichberechtigten Teilnahme von Menschen mit 
Behinderungen im Alltagsleben entgegenstehen, zu 
beseitigen. Mit diesen Worten präsentierte Frau Anna 
Diamantopoulou, EU-Kommissarin für Beschäftigung 
und Soziales, das Ziel des Europäischen Jahres der 
Menschen mit Behinderungen.

Joanne Siegenthaler
Geschäftsfeld Internationales 
BSV

Die Menschenrechte als Grundlage

M an nim m t an, dass rund 10 % der G esam tbevölke­
rung behindert sind. D as bedeutet, dass es in der E u­
ropäischen U nion (E U ) 37 M illionen behinderte M en­
schen g ib t.1 D iese M enschen und ihre Familien bilden 
also eine beachtliche G ruppe von B ürgerinnen und 
Bürgern. Obwohl in den vergangenen Jahren erhebli­
che Fortschritte bei den G rundrechten  für die behin­
derten  M enschen erzielt w erden konnten, gilt es weiter-

1 Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses zur «Integra­
tion behinderter Menschen in die Gesellschaft», vom 17. Juli 2002, CES 
853/2002, S. 1.

2 Resolution 48/46 der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
vom 20. Dezember 1993.

3 Mitteilung der Kommission vom 30. Juli 1996 zur Chancengleichheit für 
behinderte Menschen, KOM (1996) 406 endg.

4 Entschliessung des Rates vom 20. Dezember 1996 zur Chancengleich­
heit für behinderte Menschen, ABI. C 012 vom 13.01.1997, S. 1.

hin den politischen W illen zu stärken und die Gesetzge­
bung in langfristig angelegte A ktionen umzusetzen. D ie 
E U  hat daher anlässlich des internationalen Tages der 
B ehinderten am 3. D ezem ber 2001 das Jah r 2003 zum 
«Europäischen Jah r der M enschen m it B ehinderun­
gen» erklärt. In diesem  Jah r jäh rt sich zum zehnten Mal 
die V erabschiedung der R ahm enbestim m ungen der 
V ereinten N ationen für die H erstellung der C hancen­
gleichheit für B ehinderte.2 D iese Bestim m ungen sind 
A usdruck einer neuen Betrachtungsw eise der B ehinde­
rung, die in den 1970er-Jahren aufkam  und bei der nicht 
m ehr die medizinischen A spekte im V ordergrund ste­
hen, sondern das Potenzial des behinderten  Bürgers, 
am sozialen L eben und am B erufsleben teilzunehm en. 
D ieser neue A nsatz setzt eine Politik zugunsten der be­
hinderten  M enschen voraus, die auf der A chtung und 
d er Förderung der M enschenrechte beruht. E ine Poli­
tik, die sich bem üht, D iskrim inierungen zu beseitigen 
und die Chancengleichheit zu fördern, dam it jeder die 
M öglichkeit hat, selbständig zu leben und E ntscheidun­
gen zu treffen. Sie bedingt die U m setzung konkreter 
M assnahm en, beispielsweise im B erufsleben, und die 
Beseitigung von H indernissen jed e r A rt, sei es im sozia­
len, baulichen oder konzeptuellen Bereich. D iese H in­
dernisse sind m eist darauf zurückzuführen, dass die mit 
der B ehinderung verbundenen Zugangsschwierigkei­
ten nicht genügend e rkann t w erden. Will man diese 
H indernisse beseitigen, muss m an die gesam te Ö ffent­
lichkeit für dieses Problem  sensibilisieren und die not­
wendigen gesetzgeberischen M assnahm en treffen.

Instrumente der Politik der EU

In der E U  tauchte dieser au f die M enschenrechte be­
zogene A nsatz erstm als im Jah r 1996 in einer M itteilung 
der Kommission auf.3 In dieser M itteilung w erden die 
Schlüsselwörter C hancengleichheit für behinderte 
M enschen, N ichtdiskrim inierung, E inbeziehung, volle 
E ingliederung der M enschen m it B ehinderungen in 
die G esellschaft, M ainstream ing sowie Beseitigung 
von H indernissen genannt. D iese Begriffe wurden an­
schliessend in den A rbeiten  der E U  zur B ehinder­
tenthem atik  aufgegriffen, insbesondere in einer E n t­
schliessung aus dem  Jah r 1996 zur Chancengleichheit 
für behinderte M enschen.4 D iese S trategie w urde in der 
Folge w eiter entw ickelt, nam entlich in e iner M itteilung 
aus dem  Jah r 2000 m it dem  T itel «A uf dem  Weg zu 
einem  E uropa ohne H indernisse für M enschen mit Be-

Sylvia Haug
Geschäftsfeld Internationales 
BSV
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hinderungen».5 D ie B ehindertenpolitik  in E uropa wird 
somit m ehr und m ehr durch Initiativen der E uropäi­
schen G em einschaft in Form  von Rechtssetzungsakten, 
beschäftigungspolitischen Leitlinien oder durch die B e­
achtung von M itteilungen beeinflusst, obschon sie auf­
grund des Subsidiaritätsprinzips im W esentlichen in die 
Z uständigkeit der M itgliedstaaten fällt.

D er auf die M enschenrechte bezogene A nsatz wurde 
in der E U  schliesslich im Jahr 1997 verankert, indem 
der Begriff der B ehinderung in A rtikel 13 -  der die

Der Amsterdamer Vertrag ist der erste 
internationale Vertrag, der die Behin­
derung als Diskriminierungsgrund aus­
drücklich erwähnt.

hütung von D iskrim inierung und zur Förderung der 
W erte und Praktiken, welche die G rundlage für die 
B ekäm pfung der D iskrim inierung bilden. Es unter­
stützt die Z usam m enarbeit unter den R egierungen, den 
N ichtregierungsorganisationen, den lokalen und regio­
nalen B ehörden und den Sozialpartnern. Zu diesem 
Zweck ist im A ktionsprogram m  eine Finanzhilfe für die 
im B ehindertenbereich tätigen Nichtregierungsorgani­
sationen vorgesehen.

D ie im Jah r 2000 proklam ierte C harta der G rund­
rechte der Europäischen U nion übernim m t ebenfalls 
den auf die M enschenrechte bezogenen A nsatz und be­
kräftigt das allgemeine V erbot jeder Diskriminierung, 
vor allem der auf die Behinderung bezogenen Diskrimi­
nierung, und führt positive M assnahm en für den Schutz 
behinderter M enschen ein.8

Das Jahr 2003

Nichtdiskrim inierung betrifft -  des V ertrags zur G rün­
dung der Europäischen G em einschaft eingefügt wurde. 
D as war das erste Mal, dass der Begriff Behinderung 
unter den D iskrim inierungsgründen in einem in terna­
tionalen Instrum ent erw ähnt wurde. D am it war ein en t­
scheidender Schritt für die Förderung der Chancen­
gleichheit getan, da die E U  sich so die Möglichkeit gab, 
jede auf eine B ehinderung bezogene Diskriminierung 
zu bekäm pfen. D ieser A rtikel bildet eine R echtsgrund­
lage für neue gesetzgeberische M assnahm en und A ktio­
nen, auch wenn die E U  wegen des Subsidiaritätsprin­
zips keine M assnahm en beschliessen kann, die nicht in 
ihre Zuständigkeit fallen.

G estützt auf A rtikel 13 des V ertrags zur G ründung 
der Europäischen G em einschaft konnte im N ovem ber 
2000 ein M assnahm enpaket zur Bekäm pfung der D is­
krim inierung und zur Förderung der G leichbehandlung 
in Beschäftigung und auf dem  A rbeitsm arkt angenom ­
men werden. D azu gehört auch eine R ichtlinie zur Fest­
legung eines allgemeinen R ahm ens für die V erwirkli­
chung der G leichbehandlung in Beschäftigung und B e­
ruf, welche unter anderen D iskrim inierungsgründen 
auch die B ehinderung abdeckt6, sowie ein A ktionspro­
gramm der G em einschaft zur Bekäm pfung von D iskri­
m inierungen (2001-2006).7 D ie Richtlinie enthält ver­
schiedene R echte bezüglich des Zugangs zu A rbeits­
plätzen und zur Berufsbildung, der Beschäftigungs- und 
A rbeitsbedingungen und der Mitgliedschaft in A rbeit­
nehm er- und A rbeitgeberorganisationen. Zudem  aner­
kennt die Richtlinie die behinderten  M enschen und 
die N ichtregierungsorganisationen, die diese vertreten, 
als P artner für den D ialog über die Entwicklung der 
europäischen Politik in diesem Bereich. D as A ktions­
program m  sieht zusätzliche M assnahm en vor zur V er­

A rtikel 13 des V ertrags diente als Rechtsgrundlage 
für den Entscheid des R ates, das Jahr 2003 zum E u­
ropäischen Jahr der M enschen m it Behinderungen zu 
erklären.9 M it dieser A ktion m öchte man die Ö ffent­
lichkeit für die R echte behinderter Personen sensibili­
sieren, die Reflexion und die Diskussion über die nöti­
gen M assnahm en zur Förderung der Chancengleichheit 
für behinderte M enschen in E uropa anregen, den Aus­
tausch von Inform ationen und bew ährten V erfahren 
fördern, die Z usam m enarbeit zwischen allen B etroffe­
nen verstärken, den positiven Beitrag, den die behin­
derten M enschen insgesamt zur G esellschaft leisten, 
unterstreichen und die Ö ffentlichkeit für die Verschie­
denartigkeit der B ehinderungsarten und für die vielfäl­
tigen Form en der D iskrim inierung, denen die B ehin­
derten  ausgesetzt sind, sensibilisieren. D am it sollte der 
schrittweise A bbau der H indernisse, welche die behin­
derten Personen in ihrem  Sozial- und B erufsleben an­
treffen, beschleunigt werden. Es handelt sich um eine 
eigentliche «Bürgerkam pagne», die von den behinder­
ten M enschen für die behinderten  M enschen geführt

5 Mitteilung der Kommission an den Rat vom 12. Mai 2000 «Auf dem 
Weg zu einem Europa ohne Hindernisse für Menschen mit Behinderun­
gen», KOM (2000) 284 endg.

6 Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festle­
gung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbe­
handlung in Beschäftigung und Beruf, ABI. L 303 vom 2.12.2000, S. 16. 
Die Mitqliedstaaten müssen diese Richtlinie bis Dezember 2003 Umset­
zen.

7 Beschluss des Rates vom 27. November 2000 über ein Aktionspro­
gramm der Gemeinschaft zur Bekämpfung von Diskriminierungen 
(2001-2006), Abi. L 303 vom 02.12.2000, S. 23.

8 Vgl, Art. 21 und 26, ABI. C 364 vom 18.12.2000, S. 1.
9 Abi. L 335 vom 19.12.2001, S. 15.
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wird. Es ist ganz k lar erw ünscht, dass die W irkungen 
dieser K am pagne über die G renzen der E U  hinausge­
hen.

D ie N ichtregierungsorganisationen haben die K oor­
dination der V orbereitungen für das Jah r 2003 im F rüh­
jah r 2002 in M adrid anlässlich eines B ehindertenkon­
gresses geplant, an dem über 600 Personen teilnahm en. 
D ieser Kongress m ündete in die «Erklärung von M ad­
rid» mit dem  Titel «N ichtdiskrim inierung plus positive 
H andlung bew irken soziale E inbeziehung».10 D iese E r­
klärung bildet den begrifflichen R ahm en für das Jahr 
2003 im R ahm en der E U  auf nationaler, regionaler und 
örtlicher E bene. Sie richtet sich an die Institutionen der 
E U , an die M itgliedstaaten und an die K andidatenlän­
der. D ie A rbeitgeber, die G ew erkschaften und die im 
B ehindertenbereich  tätigen N ichtregierungsorganisa­
tionen w erden ebenfalls angesprochen. D ie E rklärung

Das europäische Jahr der Menschen mit 
Behinderungen soll den schrittweisen 
Abbau der Hindernisse, welche die 
behinderten Menschen in ihrem 
Sozial- und Berufsleben antreffen, 
beschleunigen.

lympics in Irland, einen in ternationalen  Kongress über 
Frauen und B ehinderung in Spanien, einen 
Liederfestival in D eutschland sowie w eitere Festivals, 
D ebatten , K onferenzen und W ettbew erbe. Auch die 
U nternehm en sind aufgerufen «einzusteigen» und die 
U m setzung der für das Jah r 2003 gesetzten Z iele zu un­
terstützen. Um die V eranstaltungen zu koordinieren 
und ein eigentliches N etzw erk für die A ktion aufzubau­
en, w urden eine W ebsite für das Jah r 2003 und ein 
Z entrum  für D iskussion, G edankenaustausch und Stär­
kung der Interessengem einschaft eingerichtet.12 D a­
rüber hinaus hat die E U  zwei Studien über die B ehin­
dertenthem atik  in A uftrag gegeben. D as Europäische 
Parlam ent hat einen «Parliam ent event» geplant, an 
dem eine R ede über die B ehinderung gehalten wird. 
Zudem  wird es die E rarbeitung  einer Richtlinie zur 
N ichtdiskrim inierung spezifisch für M enschen mit B e­
hinderungen unterstützen, diesbezügliche Initiativen 
und R esolutionen anregen und ein A udit über den Z u ­
gang zum Parlam ent sowie «Public Hearings» im Parla­
m ent organisieren.

Im Jah r 2003 wird der E uropara t zudem  die 2. E u­
ropäische K onferenz der verantw ortlichen M inister für 
die Integrationspolitik der M enschen mit B ehinderun­
gen organisieren; die K onferenz trägt den Titel «Ver­
besserung der L ebensqualität beh inderter Menschen: 
E ine zusam m enhängende Politik für und durch eine 
volle Eingliederung». D iese K onferenz, die im Mai in 
Malaga durchgeführt wird, sollte zur E rarbeitung eines 
europäischen A ktionsprogram m s für das nächste Jah r­
zehnt führen.

legt den A kzent insbesondere auf die Beschäftigung 
und die Erziehung und erw ähnt zudem  ausdrücklich die 
behinderten  Frauen.

Im  Laufe des Jahres 2003 wird in den verschiedenen 
teilnehm enden L ändern  eine Vielzahl von A ktivitäten 
und V eranstaltungen stattfinden. D ie E U  organisiert 
einen «M arsch durch Europa» («Bürgerm arsch») unter 
dem  M otto «Steig e in » '1. Im Januar 2003 starte t ein spe­
ziell für dieses europäische Jah r entw orfener Kampa- 
gnen-Bus mit behinderten  M enschen an B ord in A then 
eine T our durch die 15 M itgliedstaaten der EU . D ie B e­
hindertenorganisationen jedes Landes w erden auf der 
R eiseroute des Busses an verschiedenen O rten  in E u ro ­
pa V eranstaltungen organisieren, so zum Beispiel Para­

Schlusswort

D as Jah r 2003 soll den in E uropa lebenden M enschen 
mit B ehinderungen dazu verhelfen, dass ihre R echte 
besser anerkannt und aktiv gefördert w erden, dam it sie 
bessere C hancen auf eine E ingliederung in die Gesell­
schaft haben. A llen B etroffenen in E uropa -  den S taa­
ten, den N ichtregierungsorganisationen ebenso wie den 
G ewerkschaften -  b ietet sich som it eine einmalige G e­
legenheit, ihre E rfahrungen und Standpunkte auszutau­
schen und ihre A ktionen zu koordinieren.

(A us dem  Französischen übersetzt)

10 www.madriddeclaration.org.
11 Die Veranstalterin des Jahres 2003 auf europäischer Ebene ist die Kom­

mission in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Behindertenforum 
(European Disability Forum, EDF), einer Dachorganisation, die 37 Mil­
lionen Menschen mit Behinderungen in der ganzen EU vertritt. Auf na­
tionaler Ebene wurden nationale Koordinierungsstellen eingesetzt, die 
aus Vertretern von Behindertenvereinigungen und Ministerien beste­
hen.

12 www.eypd2003.org.

Haug Sylvia, llc. rer. pol., Bereich Internationale Organisationen, 
Geschäftsfeld Internationales, BSV; 
E-Mail: sylvia. haug@bsv.admin.ch

Siegenthaler Joanne, lic. iur., LL. M., Bereich Internationale Orga­
nisationen, Geschäftsfeld Internationales, BSV; 
E-Mail:joanne.siegenthaler@bsv.admin.ch
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Rechtsvergleich mit ausgewählten Staaten

Die rechtliche Stellung Behinderter in den 
Nachbarländern der Schweiz und in den USA
Die Botschaft des Bundesrates zur Volksinitiative 
«Gleiche Rechte für Behinderte» und zum Entwurf des 
Behindertengleichstellungsgesetzes1 enthält einen 
Vergleich der Rechtsordnungen ausgewählter Staaten. 
Die folgende, teilweise gekürzte Übersicht beschränkt 
sich auf unsere Nachbarländer und die USA.

1. Besondere Verfassungsbestimmungen und 
besondere Behindertengesetze

Deutschland
D as G rundgesetz kennt mit A rtikel 3 seit 1994 eine 

Bestim m ung über die Rechtsgleichheit, die mit A rtikel 8 
unserer B undesverfassung vergleichbar ist. D as G rund­
gesetz beschreibt die B ehinderung als Auswirkung einer 
nicht nur vorübergehenden Funktionsbeeinträchtigung, 
die auf einem  regelwidrigen körperlichen, geistigen oder 
seelischen Z ustand beruht. D as Bundesverfassungsge­
richt hat gestützt auf das G rundgesetz einen individuel­
len A nspruch auf «integrative Beschulung» im Rahm en 
des tatsächlich M achbaren bejaht.

Frankreich
In Frankreich ist seit 1990 ein Antidiskriminierungsge- 

setz in Kraft, das die G leichstellung der B ehinderten re­
gelt. D ieses Gesetz b ietet eine R eihe von Sanktionsm ög­
lichkeiten im Falle von D iskrim inierungen (G eldstrafen 
und in besonderen Fällen auch H aftstrafen). G astwirte, 
die sich weigern, behinderte G äste zu bew irten, müssen 
sich seit der V erabschiedung dieses G esetzes im Falle 
einer Klage vor G ericht verantw orten, ähnlich wie Taxi­
fahrer oder andere D ienstleistungsanbieter, die sich wei­
gern, B ehinderte zu bedienen. N eben der individuellen 
Klage gibt es die M öglichkeit des V erbandsklagerechtes, 
wobei als einzige Voraussetzung gilt, dass der V erband 
bereits fünf Jah re  lang geschäftsfähig sein muss.

Italien
Die V erfassung Italiens erfasst B ehinderte mit dem 

Gleichstellungsgebot sowie mit einer Bestimm ung, die 
allen arbeitsunfähigen und nur beschränkt arbeitsfähi­
gen Personen ein R echt auf Erziehung, Berufsausbil­
dung und Sozialhilfe gewährt.

Österreich
D as B undesbehindertengesetz von 1990 sieht ver­

schiedene M assnahm en (B ehindertenpass, Fahrver­

günstigungen, Befreiung von G ebühren, Hilfsmittel 
usw.) vor, die die bestmögliche Teilnahm e am gesell­
schaftlichen Leben sichern sollen.

USA
Bereits in den Siebzigerjahren w urden umfassende 

gesetzliche R egelungen für die G leichstellung B ehin­
derter verabschiedet. Im Jah re  1990 verabschiedete der 
Kongress der U SA  ein weiteres, viel umfassenderes 
Gleichstellungsgesetz für B ehinderte, den «Americans 
with D isabilities Act» (A D A ). Es verbietet D iskrim i­
nierungen von B ehinderten  bei der E instellung und B e­
schäftigung, bei der Inanspruchnahm e von öffentlichen 
Einrichtungen und D ienstleistungen, bei der B enut­
zung des öffentlichen Personenverkehrs und bei der In­
anspruchnahm e von telekom m unikativen Einrichtun­
gen.

2. Arbeitsrecht 

Deutschland
Das Schw erbehindertengesetz vom 26. A ugust 1986 

soll die Integration von Personen mit einem B ehinde­
rungsgrad von über 50 % in A rbeit, B eruf und Gesell­
schaft sichern. H auptinstrum ent des G esetzes ist die 
Pflicht der privaten und öffentlichen A rbeitgeber mit 
mindestens 16 A rbeitnehm ern, auf m indestens 6%  der 
A rbeitsplätze Schw erbehinderte zu beschäftigen. Für 
nicht besetzte Pflichtarbeitsplätze haben die A rbeitge­
ber eine m onatliche A bgabe von 200 D M  zu entrichten. 
Schw erbehinderte geniessen zudem  einen besonderen 
arbeitsrechtlichen Kündigungsschutz und können die 
N ahverkehrsm ittel unentgeltlich benützen (K osten ge­
hen zu Lasten des Bundes). Für behinderte Personen, 
die auf dem  A rbeitsm arkt keine Beschäftigung finden, 
existieren geschützte W erkstätten, welche berufliche 
A usbildung und angem essene Beschäftigungsmöglich­
keiten bieten.

Frankreich
Für den privatrechtlichen Bereich sieht das G esetz 

No. 87-157 vom 10. Juli 1987 für B etriebe m it m ehr als 
20 A ngestellten eine Einstellungspflicht für B ehinderte 
im Ausmass von 6 % vor; die Sanktion besteht in einer 
«freiwilligen» A bgabe, die als Vielfaches des Minimal-

1 Bundesblatt 2001 S. 1715 und insbesondere S. 1736-1747.
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stundenlohnes (SM IC) bestim m t wird. Im öffentlich- 
rechtlichen Bereich bestim m en besondere Kommissio­
nen (cotorep) die Personen, die als B ehinderte zur A r­
beit in der V erwaltung zugelassen w erden können, sei 
es in besonderen K ategorien (em plois réservés), auf 
dem  W eg über besonders ausgestaltete A usleseverfah­
ren (concours am énagés) oder in einem  vorläufigen 
Vertragsverhältnis, nach dessen A blauf un ter bestim m ­
ten B edingungen eine definitive A nstellung in B etracht 
kommt.

Italien
Ein neues G esetz No. 68 vom 12. M ärz 1999 hat eine 

nach Betriebsgrösse abgestufte Einstellungspflicht ein­
geführt (bzw. frühere in dieselbe R ichtung zielende B e­
stim m ungen revidiert): in B etrieben mit über 50 B e­
schäftigten beträg t die «B ehindertenquote» 7 % , in B e­
trieben mit 35-50 A ngestellten müssen m indestens zwei 
und in B etrieben m it 15-30 Beschäftigten m indestens 
eine behinderte Person arbeiten können. A rbeitgeber, 
die B ehinderte einstellen, haben A nspruch auf Präm ien 
und gewisse andere Vorteile.

Österreich
D as B ehinderteneinstellungsgesetz von 1970 ver­

pflichtet A rbeitgeber mit m ehr als 25 A rbeitnehm er/in­
nen, auf 25 Beschäftigte m indestens eine behinderte 
Person mit einem  B ehinderungsgrad von m indestens 
50 % anzustellen. W er diese Q uote nicht einhält, muss 
eine A usgleichstaxe entrichten. F ür die Ausbildung von 
im B etrieb  beschäftigten B ehinderten  sowie für A uf­
träge an B ehinderteninstitutionen gibt es Präm ien und 
Förderungsbeiträge. D as B ehinderteneinstellungsge­
setz sieht zudem  einen besonderen Kündigungsschutz 
zugunsten der B ehinderten  vor.

USA
D er «A m ericans with D isabilities Act» (A D A ) von 

1990 verbietet un ter anderem  D iskrim inierungen von 
B ehinderten  bei der E instellung und Beschäftigung. 
Nach dem  A D A  ist es privaten und staatlich unterstü tz­
ten A rbeitgebern mit m ehr als 15 A rbeitnehm ern ver­
boten, qualifizierte M enschen mit B ehinderungen auf­
grund ih rer B ehinderung bei der Bewerbung, der E in ­
stellung, B eförderung, Entlassung, Entlohnung, Aus- 
und Fortbildung sowie hinsichtlich der A rbeitsbedin­
gungen zu diskrim inieren. D ie A rbeitgeber sind ange­
wiesen, hinsichtlich der A nforderungen und der S truk­
turen  einer A rbeitsstelle angem essene B edingungen zu 
schaffen, die es B ehinderten  erlauben, die betreffende 
Tätigkeit auszuüben. Ü ber die E inhaltung dieser B e­
stim m ungen w acht eine spezielle Kommission, der auch 
Individualbeschw erden vorzulegen sind. D arüber hin­
aus müssen A rbeitgeber m it m ehr als 50 A ngestellten, 
die S taatsaufträge von über 50 000 $ erhalten, positive

M assnahm en treffen, um qualifizierte B ehinderte be­
schäftigen zu können.

3. Bauliche Anpassungen von Gebäuden 

Deutschland
A uch in D eutschland ist das B aurecht Ländersache. 

D ie B auordnungen der L änder enthalten  Vorschriften 
über die behindertengerechte G estaltung baulicher A n­
lagen.

Frankreich
E in spezielles G esetz (Loi d ’orientation  en faveur des 

personnes handicapées) schreibt vor, dass die architek­
tonischen D ispositionen und die A usgestaltung der 
R äum e in W ohnbauten und in öffentlichen G ebäuden 
so beschaffen sein müssen, dass sie für B ehinderte zu­
gänglich sind. D urch ein w eiteres G esetz und entspre­
chende A usführungserlasse ist eine präventive K ont­
rolle eingeführt und der C ode de la construction, de 
l’habitation et de l’urbanism e entsprechend ergänzt 
worden.

In einem  jüngsten Erlass vom 31. A ugust 1999 wer­
den detaillierte V orschriften über die behindertenge­
rechte A nlage von öffentlichen sowie privaten, aber der 
Ö ffentlichkeit zugänglichen Strassen, Plätzen und Ö rt­
lichkeiten aufgestellt. F ü r M assnahm en zur V erbesse­
rung des Zugangs von B ehinderten  zu Verwaltungsstel­
len in älteren G ebäuden steh t ein Fonds zur Verfügung.

Italien
In zwei gleichnamigen G esetzen aus den Jahren  1971 

und 1989 und ergänzenden Erlassen sind M assnahmen 
für den öffentlichen und privaten B ereich vorgesehen, 
insbesondere Beihilfen für bauliche A npassungen. Mit 
einem  w eiteren G esetz (von 1997) w erden für solche 
A rbeiten  Steuervergünstigungen gewährt.

Österreich
D as B auwesen steh t in Ö sterreich in der K om petenz 

der Länder. Es bestehen deshalb in diesem  Bereich kei­
ne N orm en auf B undesebene.

USA
D ie Fair H ousing A ct A m endm ents von 1988 verbie­

ten die D iskrim inierung B ehinderter. Zudem  sind V er­
m ieter verpflichtet, angem essene A npassungen der von 
B ehinderten  gem ieteten W ohnungen an deren B edürf­
nisse zu tolerieren. F ür W ohngebäude m it m ehr als drei 
W ohnungen und Aufzug, die nach 1991 in B etrieb ge­
nom m en wurden, besteht die V erpflichtung zu positi­
ven M assnahm en, die B ehinderten  den Zugang zu G e­
m einschaftsräum en erm öglichen und auch die einzel­
nen W ohnungen rollstuhlgängig m achen sollen.
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Alle neuen B auten, die von öffentlichen Einrichtun­
gen in Anspruch genom m en w erden, müssen für B e­
hinderte zugänglich sein. W ie Studien gezeigt haben, 
w erden durch diese V orschriften die B aukosten durch­
schnittlich lediglich um !/2 Prozent erhöht. Bei bestehen­
den G ebäuden müssen V eränderungen vorgenom men 
werden, wenn diese leicht zu verwirklichen und ohne 
grössere Schwierigkeiten oder K osten um setzbar sind.

4. Erziehungswesen 

Deutschland
D ie Erziehung ist Sache der Länder. Alle B undeslän­

der haben Sonderschulen für B ehinderte eingerichtet.

Frankreich
Für behinderte K inder sind Sonderklassen vorgese­

hen, die je  nach der Pflegebedürftigkeit der K inder dem 
Erziehungs- oder dem  Sozialministerium zugeordnet 
sind. Zum  G esundheitsm inisterium  gehören weitere 
Sondereinrichtungen für die A ufnahm e beziehungsge­
stö rter sowie motorisch oder sensorisch behinderter 
Kinder. A uf D epartem ents- und B ezirksebene beste­
hen besondere Kommissionen, die sich mit der B etreu­
ung und U nterbringung der K inder (Stipendienge­
währung, Befreiung von U nterbringungs- und B ehand­
lungskosten in spezialisierten Einrichtungen, Ü bernah­
me von T ransportkosten usw.) befassen. D as G esetz 
No. 87-157 vom 10. Juli 1987 enthält A nreize für die 
U nternehm en, welche Lehrstellen für behinderte Ju ­
gendliche anbieten.

Italien
A uf der Prim arschulstufe sind besondere B etreuer 

eingesetzt, welche sich um die Integration behinderter 
K inder und die D urchführung der für sie bestim m ten 
Lehrprogram m e küm m ern. Ein G esetz vom 5. Februar 
1993 Nr.104 statu iert das grundsätzliche R echt aller 
m inderjährigen B ehinderten auf schulische Ausbildung 
und sieht verschiedene M assnahm en zur Förderung der 
Schulung beh inderter Personen vor: K oordination der 
Lehrpläne mit ausserschulischen A ktivitäten, sonder­
pädagogische L ehrveranstaltungen usw. F ür die Hoch- 
schulstufe bestehen besondere Regeln.

Österreich
Beim Schulbereich handelt es sich -  abgesehen von 

bundesrechtlichen Regeln über die Pflichtschulen -  um 
eine K om petenz der Länder.

USA
D er R ehabilitation A ct 1973 verbietet jegliche Dis­

krim inierung behinderter Personen, auch im Schulwe­
sen. Zusam m en mit dem Individuals with Disabilities

Education Act und zahlreichen Ausführungsvorschrif­
ten gew ährleistet er für jedes behinderte Kind in den 
Vereinigten Staaten eine unentgeltliche und angem es­
sene Ausbildung.

5. öffentlicher Verkehr 

Deutschland
D as Schw erbehindertengesetz verpflichtet U nterneh­

men des öffentlichen V erkehrs, erheblich behinderte 
Personen gegen Vorzeigen eines entsprechenden Aus­
weises unentgeltlich zu befördern. Einzelheiten sind 
in einem besonderen G esetz über die unentgeltliche 
Beförderung Schw erbehinderter (U nB efG  vom 9. Juli 
1979) geregelt.

Frankreich
D ie Loi d ’orientation en faveur des personnes handi­

capées enthält Bestim m ungen, welche die M obilität B e­
hinderter begünstigen sollen, nam entlich hinsichtlich 
entsprechender K onstruktion der öffentlichen T rans­
portm ittel, Schaffung besonderer Transportm öglichkei­
ten usw. Im Ü brigen übernim m t der S taat die Kosten 
für individuelle T ransporte  von behinderten Schülern 
und S tudenten von und zu ihren Ausbildungsstätten.

Italien
In einem G esetz No. 21 vom 15. Januar 1992 werden 

die Regionen und G em einden angehalten, M assnah­
men zu treffen, um einen Taxi- und M ietwagendienst 
für B ehinderte zu organisieren. E in w eiterer Erlass 
No. 104 vom 5. Februar 1992 will die Zugänglichkeit 
der öffentlichen V erkehrsm ittel für B ehinderte sicher­
stellen und sieht Steuervergünstigungen für behinder­
tengerechte Fahrzeuge und die Schaffung reservierter 
Parkplätze vor.

Österreich
W as den S trassenverkehr betrifft, stellen verschiede­

ne Bestim m ungen der S trassenverkehrsordnung sicher, 
dass für B ehinderte so genannte Schutzwege mit B ehin­
dertenram pen geschaffen und dass diese Zonen von 
den übrigen V erkehrsteilnehm ern freigehalten werden; 
ferner haben die zuständigen B ehörden dafür zu sor­
gen, dass für B ehinderte spezielle Parkflächen, ins­
besondere in der N ähe von V erwaltungsgebäuden, 
Spitälern usw. zur Verfügung stehen. A uf den E isen­
bahnlinien der Ö sterreichischen B undesbahnen kann 
Behinderten eine Fahrpreiserm ässigung gew ährt wer­
den.

USA
Auch im öffentlichen Personenverkehr wurden mit 

der V erabschiedung des A D A  erhebliche Verbesserun-
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gen erreicht. Seit A ugust 1990 dürfen die öffentlichen 
V erkehrsbetriebe nur noch Busse in B etrieb setzen, die 
B ehinderten  zugänglich sind. Studien haben gezeigt, 
dass die K osten für den E inbau von H ubliften den 
K aufpreis um nicht m ehr als 5 Prozent übersteigen. 
A uch die Busse von privaten Firm en im Ü berlandver- 
kehr müssen für B ehinderte zugänglich sein, wobei ih­
nen jedoch eine Frist von sieben Jahren eingeräum t 
wurde. D en B etreibern  von E isenbahnen w urde eine 
Frist von fünf Jahren  gewährt, innert der sie m indestens 
einen W aggon pro Zug für B ehinderte zugänglich m a­
chen müssen; N euanschaffungen müssen ausnahm slos 
rollstuhlgängig sein. B esondere Bestim m ungen beste­
hen für die Luftfahrt, indem  ein A ir C arrier Access A ct 
1986 den Fluggesellschaften jegliche D iskrim inierung 
beh inderter Personen untersagt.

6. Kommunikation 

Deutschland
Für bestim m te B ehindertengruppen, die wegen ihres 

H andicaps nicht in der Lage sind, öffentliche V eran­

staltungen zu besuchen (nam entlich Seh- und Hör- 
behinderte), w erden die G ebühren für Radio, Fern­
sehen und Telefon erlassen bzw. ermässigt. Für das 
Fernsehen wird gegenwärtig über eine bestim m te Q uo­
te von Sendungen verhandelt, die untertite lt bzw. mit 
E rklärungen in G ebärdensprache versehen werden 
sollen.

Frankreich
V on der Fernsehgebühr sind un ter bestim m ten V or­

aussetzungen Personen befreit, deren B ehinderung es 
ihnen verunm öglicht, selber für ihren L ebensunterhalt 
zu sorgen. E benso wird die C arte F rance Télécom  Blin­
den zu Vorzugsbedingungen abgegeben. M it techni­
schen M assnahm en (Blinklichter, zusätzliche Klingel­
zeichen, V erstärker usw.) sorgt France-Télécom  ferner 
dafür, dass Seh- und/oder H örbehinderten  der G e­
brauch des Telefons erm öglicht bzw. erleichtert wird. 
Im Fernsehen sind gewisse Sendungen bereits seit 1983 
im Interesse der hörbehinderten  Z uschauer untertitelt.

Für die A ngebote der öffentlichen V erwaltung und 
anderer öffentlicher A nstalten im In ternet sind in 
einem  R undschreiben der R egierung vom O ktober 
1999 besondere E m pfehlungen an die W ebm asters für 
eine behindertengerechte A usgestaltung ihrer Inform a­
tionen form uliert worden.

Italien
A usser einer Befreiung von den G ebühren au f V er­

tragsabschlüssen in der M obiltelefonie sind keine be­
sonderen M assnahm en zugunsten B ehinderter vorgese­
hen.

Österreich
B ehinderte sind un ter gewissen V oraussetzungen von 

Telefon-, Radio- und Fernsehgebühren befreit.

USA
U m  H örbehinderten  den G ebrauch der telekom m u­

nikativen Einrichtungen zu erm öglichen, wurden die 
Telefongesellschaften angewiesen, in den ganzen USA 
H ör- und Sprachbehinderten rund um die U hr zur V er­
fügung zu stehen und ihnen die Inanspruchnahm e des 
Telefons ohne M ehrkosten zuzusichern. D en H erstel­
lern von T elekom m unikationsgeräten und den D ienst­
leistungsunternehm ungen in diesem  Sektor wird eine 
behindertengerechte K onstruktion ih rer A ppara te  bzw. 
A usgestaltung ihrer D ienste vorgeschrieben. E ine Fe­
deral Com m unications Comm ission (FC C ) wacht Uber 
die Im plem entation der Regelung.
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JA zur Volksinitiative Gleiche Rechte für Behinderte

Warum genügt das Behindertengesetz nicht?

Das Behindertengleichstellungsgesetz stellt einen 
zaghaften Schritt in die richtige Richtung dar und 
verbessert in gewissen Lebensbereichen die rechtliche 
und politische Lage der behinderten Menschen in 
der Schweiz. Das Gesetz ist aber auch das Ergebnis 
eines mühsam ausgehandelten Kompromisses und 
weist eine ganze Reihe von erheblichen Lücken auf. 
Aus diesem Grunde unterstützen alle bedeutenden 
Behindertenorganisationen der Schweiz die Volks­
initiative Gleiche Rechte für Behinderte.

Mario Tavazzi
Verein Volksinitiative 
«Gleiche Rechte für Behinderte»

D er H auptm angel des Behindertengleichstellungsge- 
setzes B ehiG  besteht darin, dass das G esetz keine V er­
pflichtung enthält, bestehende G ebäude, welche der 
Ö ffentlichkeit zugänglich sind, innert einer gewissen 
Frist so anzupassen, dass auch behinderte Menschen 
Zugang erhalten; zudem gibt das G esetz den B etroffe­
nen keinen einklagbaren A nspruch auf Zugang zu 
D ienstleistungen Privater, welche für die Ö ffentlichkeit 
bestim m t sind.

U m  ein G leichstellungsgesetz zu sein, müsste das 
B ehiG  am A nfang den G leichstellungsgrundsatz ver­
pflichtend festschreiben. E rst anschliessend dürften -  
soweit unbedingt nötig -  A usnahm en und Einschrän­
kungen aufgenom m en werden. H eute  ist das Gesetz 
aber als G anzes eine H äufung von Einschränkungen 
und der erw ähnte G rundsatz fehlt.

D er Verfassungstext der V olksinitiative geht weiter: 
E r gew ährt z.B. den betroffenen M enschen in jedem  
Fall einen d irek t einklagbaren A nspruch auf Zugang zu 
B auten, A nlagen, E inrichtungen und Dienstleistungen, 
welche für die Ö ffentlichkeit bestim m t sind -  ein A n­

spruch, dessen einzige Schranke das Verhältnism ässig­
keitsprinzip ist - ,  und er verschafft den Betroffenen 
auch einen klagbaren A nspruch auf Zugang zu D ienst­
leistungen Privater, welche für die Ö ffentlichkeit be­
stimmt sind.

Behindertengleichstellung ist nicht soziale Fürsorge 
und sie schafft keine Sonderrechte. G leichstellung ist 
nichts anderes als die Um setzung verfassungsmässig ga­
ran tierter Rechte. W ir verlangen die Beseitigung aller 
sichtbaren und unsichtbaren B arrieren.

W ir wissen, dass unsere V olksinitiative nicht restlos 
allen B ehinderten d irekt etwas nützt. D as ist normal. 
A ber eine M assnahm e kann nie allen M enschen gleich 
gut helfen.

O hne V erfassungszusatz gemäss V olksinitiative ist 
ein Fortschritt (zugunsten der B ehinderten) in Schule, 
Ausbildung und Erw erbsleben nicht möglich. D ie G e­
staltung einer m enschenwürdigeren Z ukunft beginnt in 
der Schule. Im K anton Tessin wird vorgelebt, dass die 
Integration behinderter K inder in Schule und Ausbil­
dung möglich und wirtschaftlich verkraftbar ist. Dieses 
Beispiel kann nur mit A nnahm e der V olksinitiative in 
der ganzen Schweiz Schule machen.

A nnähernd die H älfte der erw erbsfähigen B ehinder­
ten sind heute arbeitslos und leben von Zuwendungen 
der öffentlichen H and (IV, EL, Fürsorge). M it A nnah­
me der Volksinitiative wird die Integration im Erw erbs­
leben vorangebracht. D ank  Inform atik, E lektronik  und 
Telekom m unikation eröffnen sich neue Chancen für 
behinderte A rbeitnehm er. A nzustreben ist -  wie bei al-

Der Wortlaut der Volksinitiative j
«Gleiche Rechte für Behinderte» #

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert:

Art. 8 Abs. 4
Das G esetz sorgt für die G leichstellung behinderter 

Menschen. Es sieht M assnahm en zur Beseitigung und 
zum Ausgleich bestehender Benachteiligungen vor. 
D er Zugang zu B auten  und A nlagen oder die Inan­
spruchnahm e von E inrichtungen und Leistungen, die 
für die Ö ffentlichkeit bestim m t sind, ist soweit w irt­
schaftlich zum utbar gewährleistet.
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len ändern auch -  die V ollbeschäftigung für B ehinder­
te, was menschlich wie auch wirtschaftlich nur von V or­
teil ist. Letzteres, weil R enten  der öffentlichen H and 
(A LV , IV  usw.) gesenkt werden. E in A rbeitnehm er, 
der behindert wird, muss eine Zukunftsperspektive ha­
ben. Ein JA  zur Volksinitiative bedeute t eine Bejahung 
dieser Z ukunftsperspektive im beruflichen Bereich.

D ie Politik hat bisher wenig für die B ehinderten­
gleichstellung unternom m en. D eshalb braucht es ein 
einklagbares R echt in der Verfassung. D ie Justiz ist 
besser befähigt, gerechte Entscheide im Einzelfall zu 
treffen und festzulegen, was wirtschaftlich zum utbar ist. 
O hne wirksam en Rechtsschutz ist ein Fortschritt nicht 
möglich. D er Verfassungszusatz gemäss V olksinitiative

schliesst diese Lücke und schafft so V ertrauen und 
Rechtssicherheit.

D ie volle Teilhabe von M enschen m it Behinderungen 
am gesellschaftlichen L eben und ihre A nerkennung als 
vollwertige G lieder der G esellschaft ist ein M enschen­
recht. D ieses G leichstellungsanliegen wird durch die 
V olksinitiative vorangebracht.

A lle grossen Schweizer B ehindertenorganisationen 
stehen voll h in ter der V olksinitiative. Sie haben sich 
diese Entscheidung gut überlegt. Jede für sich und für 
ihre Behinderungsart.

Der Autor ist zurzeit Leiter der Kampagne für die Volksinitiative 
«Gleiche Rechte für Behinderte». 
E-Mail: mario.tavazzi@freierzugang.ch

g 6 r a ! d  r ,  m i w - o *
wspil m I m rv** r r n ä t  fcl t* r

w i r  u n «
nicht baMnäarn,

pro infirmis
w w w . pr'v t I n  SN r  mei » « e h

Peo Infirmis versucht mit Plakatkampagnen das Bild der behinderten Menschen in der Öffentlichkeit zu verändern und zugleich das öffentliche Bewusst­
sein für deren Anliegen zu sensibilisieren. Das Beispiel oben stammt aus der im Winter 2001 gestarteten Kampagne. Das Sujet Seite 21 ist der aktuellen 
Kampagne entnommen.
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Behindertengleichstellungsgesetz (BehiG) und Volksinitiative «Gleiche Rechte für Behinderte»

Meinungen von Exponenten aus dem 
Nationalrat

Antworten von Nationalrat 
Marc F. Suter1

L ____________
#  Marc F. Suter

Nationalrat FDP, BE

CHSS: Die neue Bundesverfassung vom 18. April 1999 
beauftragt die Gesetzgeber von Bund und Kantonen, 
die Benachteiligungen zu beseitigen, welche behin­
derte Personen beeinträchtigen. Genügt diese Grund­
lage nicht für eine die Gleichstellung fördernde Ge­
setzgebung?

Marc Suter: Dass der G rundsatz der Nichtdiskrimi­
nierung von M enschen mit Behinderungen und das B e­
seitigungsgebot überhaupt in die neue Bundesverfas­
sung aufgenom m en worden sind, ist vorab m einer par­
lam entarischen Initiative aus dem Jahre 1995 sowie der 
Volksinitiative zu verdanken. D ieser A uftrag in der 
Verfassung ist leider durch die G esetzgeber in Bund 
und K antonen bisher noch nicht erfüllt worden. Dabei 
zeigen einzelne K antone auf, was möglich wäre, wenn 
der politische Wille da ist. W ären die Verhältnisse bei­
spielsweise überall wie im K anton Tessin, könnte von 
einem echten Fortschritt gesprochen werden.

Das Bundesparlament hat versucht, den Verfassungs­
auftrag in politisch und finanziell tragbarer Welse zu 
realisieren. Glauben Sie, dass das Schweizervolk nach 
der notwendigen öffentlichen Auseinandersetzung 
die weiter gehenden Forderungen aus Behinderten­
kreisen, die mit Hilfe der neuen Verfassungsgrundlage 
anvisiert werden, guthelssen wird?

D er Vorschlag des Bundesparlam ents klam mert 
wichtige Bereiche, wo m ehr Chancengleichheit für Be­
hinderte überfällig ist, einfach aus. V orab zu nennen ist 
das Erw erbsleben. D ie A rbeit ist für alle ein zentraler

Schlüssel zur Integration. R und die H älfte der erwerbs­
fähigen Behinderten ist arbeitslos. D iese Situation ist 
nicht nur unmenschlich, sie ist unwirtschaftlich. D er fa­
tale Trend zur B erentung muss gebrochen werden. Je 
m ehr Eingliederung, desto weniger Kosten. Das 
Schweizervolk hat schon beim erfolgreichen R eferen­
dum gegen die 4. IVG-Revision im Jah r 1998 gezeigt, 
dass es diese Problem atik sehr wohl erkannt hat. Behin­
derte sind nicht K ostenfaktoren, sondern M itmen­
schen, die es verdienen, nicht länger behindert und 
benachteiligt zu werden.

Sie haben öffentlich erklärt, der mit dem BehIG ver­
sprochene Baum sei im Verlauf der parlamentarischen 
Behandlung zu einem blossen Bonsai geschrumpft. 
Welche Hauptgründe gaben Anlass zu dieser negati­
ven Einschätzung?

Auch ein Bonsai ist noch ein Baum. Mit dem BehiG 
wurde ein A nfang gemacht und gleichzeitig eine 
Chance verpasst. W ie im zentralen Bereich A rbeit 
praktisch nichts getan wird, so verhält es sich auch für 
die Schule, die Aus- und W eiterbildung sowie für das 
W ohnen. N ehm en Sie das Beispiel der rund 50 000 pfle­
geabhängigen so genannt «hilflosen» Behinderten: All­
zu viele sind auch in Zukunft zur «Karriere» Sonder­
schule -  geschützte W erkstätte -  Heim verdam m t und 
bleiben tatsächlich hilflos, was einem  reichen Land wie 
der Schweiz unwürdig ist. G enauso wie die Tatsache, 
dass erw erbstätige B ehinderte trotz ihren jahrelangen 
Präm ienzahlungen an die Pensionskasse im späteren 
Invaliditätsfall keinen Rappen erhalten. D ie Beispiele 
würden Seiten füllen. D as BehiG  bleibt trotz diesem 
Problem stau teils stumm und teils zaghaft. D ie Betrof­
fenen sind denn auch zu R echt enttäuscht.

Eine wichtige Ursache Ihrer Enttäuschung über die 
Ergebnisse der parlamentarischen Beratungen bildet 
die Ausklammerung der privaten Arbeitsverhältnisse. 
Mit welchen Mitteln möchten Sie die Integration der 
Behinderten In den Arbeitsmarkt fördern?

Es ist wie bei der Frauengleichstellung: D ie A usgren­
zung, Nichtanstellung und N ichtbeförderung von Frau­
en wegen ihres G eschlechts ist heute rechtswidrig. Es

1 Marc F. Suter ist im Hauptberuf selbständiger Fürsprecher und Notar in 
Biel; er präsidiert den Verein Volksinitiative «Gleiche Rechte für Behin­
derte» und ist Zentralpräsident der Neuen Europäischen Bewegung 
Schweiz. Im Parlament gehört er der Kommission für soziale Sicherheit 
und Gesundheit sowie der Aussenpolitischen Kommission an. E-Mail- 
Adresse: info@marcsuter.ch.
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gilt der G rundsatz der Chancengleichheit. D arum  gibt 
es m ehr Teilzeitstellen, m ehr K rippenplätze, gleicher 
Lohn für gleiche A rbeit. Für B ehinderte müssen diese 
G rundsätze situationsgerecht ebenfalls um gesetzt w er­
den. D ie Beispiele USA, H olland oder Schweden zei­
gen, dass die Integration beh inderter A rbeitnehm er/in­
nen möglich, sinnvoll und wirtschaftlich ist. Sie findet in 
diesen Ländern durchwegs die volle U nterstützung der 
Privatwirtschaft.

Eine wichtige Voraussetzung für die Eingliederung 
von Menschen mit Behinderung ist die Aus- und Wei­
terbildung. Das BehiG erfasst diese ebenfalls. Welche 
Verbesserungen versprechen Sie sich davon?

In der Berufs- und W eiterbildung bestehen heute 
ganz schwierige V erhältnisse. Es können beispielsweise 
nur die wenigsten G ehörlosen eine M atura abschlies- 
sen, weil an der M ittelschule und auch an den Prüfun­
gen nicht auf sie R ücksicht genom m en wird. O b die 
neuen B estim m ungen Besserung bringen w erden, muss 
ich bezweifeln, weil sie derart schwach ausgestaltet 
sind. D as neue G esetz bleibt hier in den schönen W or­
ten  stecken.

Die Ausgrenzung behinderter Menschen sollte bereits 
im Kindesalter gestoppt werden. Sie fordern daher, 
dass behinderte Kinder Normalschulen besuchen dür­
fen. Das BehiG gibt den Kantonen die Integration in 
die Regelschule nur als Ziel vor. Braucht es eine Ver­
pflichtung?

W ir wollen so viel Regelschule wie möglich und so 
wenig Sonderschule wie nötig. Es sind vor allem psy­
chologische B arrieren , die der Schulintegration behin­
derte r K inder und Jugendlicher entgegenstehen. Was 
es braucht, ist eine Bewusstseinsveränderung. In den 
H erzen und Köpfen müssen behinderte K inder als B e­
reicherung wahrgenom m en w erden können. D ie Bevöl­
kerung ist h ier viel w eiter als die Politik, ausgenom m en 
in den K antonen Wallis und Tessin, wo seit Jahren V or­
bildliches geleistet wird. E s b raucht einen klaren V olks­
entscheid, dam it es mit der Schulintegration endlich im 
ganzen Land vorw ärts geht.

Die Vermeidung von Hindernissen beim Zugang zu 
öffentlich benutzten Gebäuden ist nach dem BehiG 
nur bei Neu- und grösseren Umbauten explizit vorge­
schrieben. Auch nach dem Wortlaut Ihrer Volksinitia­
tive ist der Zugang nur «soweit wirtschaftlich zumut­

bar» gewährleistet. Glauben Sie, dass die Gesetzge­
bung aufgrund Ihrer Verfassungsvorlage weiter gehen 
muss als das jetzt vorliegende BehiG?

D ie V olksinitiative sichert den gleichen Zugang zu 
öffentlichen B auten, A nlagen, E inrichtungen und 
D ienstleistungen, soweit dies vernünftig, m achbar und 
finanziell verkraftbar ist. M it dem G esetz w urde hinge­
gen nur der Status quo festgeschrieben: ein R ollstuhl­
fahrer kann beispielsweise kein einziges schikanöses 
D rehkreuz beseitigen, ein B linder keine einzige akus­
tische Signalanlage am gelben Streifen erwirken, ein 
psychisch K ranker keine Zulassung zu einer R eise­
veranstaltung herbeiführen, usw. D ie Initiative schützt 
die B etroffenen wirksam vor diesen Ausgrenzungen. 
Sie ist gleichzeitig massvoll und trägt den entgegenste­
henden w irtschaftlichen Interessen Rechnung, da stets 
der G rundsatz der V erhältnism ässigkeit zu beachten 
ist.

Zur Umsetzung der Massnahmen für Behinderte im 
öffentlichen Verkehr sieht das BehiG einen Bundes­
beitrag von 300 Mio. Franken für die nächsten 20 Jah­
re vor, wobei 300 weitere Millionen zu Lasten der 
Kantone gehen sollen. Reicht das aus Ihrer Sicht?

Im Grossen und G ganzen wird hier nur das festge­
schrieben, was ohnehin au f den Schienen ist. W ir sind 
dam it einverstanden, dass über lange Z eiträum e gear­
beitet wird. H auptsache, die R ichtung stimmt. D ie SBB 
zeigen, dass ein kontinuierlicher und nachhaltiger F ort­
schritt möglich ist. D iese Investitionen in die Z ukunft 
kom m en allen R eisenden zugute, beispielsweise den 
B etagten oder den E ltern  m it K inderw agen. W enn für 
B ehinderte nicht Sonderlösungen angestrebt werden, 
reicht das Geld.

Was erwarten Sie vom neu zu schaffenden Behinder- 
tengleichstellungs-Büro? Welches sind dessen Haupt­
aufgaben?

Dieses B üro soll zum Fürsprecher der B ehinderten­
gleichstellung im B und w erden. D ie m eisten Problem e 
entstehen, weil nicht an die B ehinderten  gedacht wird. 
D enken wir nur an die G estaltung der B undesbauten, 
die m angelnde A nstellung und B eförderung B ehin­
derter in der B undesverw altung oder an die fehlende 
B ehindertenstatistik  -  sonst in ganz E uropa eine Selbst­
verständlichkeit. Z unächst erw arte ich einzig, dass die 
wenigen Stellen dieses B üros m it B ehinderten  besetzt 
werden. D ann w erden w ir w eitersehen...
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Antworten von Nationalrat 
Pierre Triponez2

Pierre Triponez
Nationalrat FDP, BE

CHSS: Die neue Bundesverfassung vom 18. April 1999 
beauftragt die Gesetzgeber von Bund und Kantonen, 
die Benachteiligungen zu beseitigen, welche behin­
derte Personen beeinträchtigen. Betrachten Sie dies 
als ausreichende Grundlage für eine die Gleichstel­
lung fördernde Gesetzgebung?

Pierre Triponez: E indeutig ja. D iese Rechtsauffas­
sung w urde auch vom B undesrat in seiner Botschaft 
vom 11. D ezem ber 2000 zum E ntw urf für ein Behinder- 
tengleichstellungsgesetz vertreten. D er geltende A rti­
kel 8 A bsatz 4 unserer Bundesverfassung gibt dem G e­
setzgeber den A uftrag, geeignete M assnahm en zur B e­
seitigung von Benachteiligungen behinderter M en­
schen zu treffen. D as von den Eidgenössischen R äten 
am 13. D ezem ber 2002 verabschiedete Behinderten- 
gleichstellungsgesetz B ehiG  stützt sich denn auch aus­
drücklich auf diese V erfassungsbestim mung ab.

Das Bundesparlament hat versucht, den Verfassungs­
auftrag in politisch und finanziell tragbarer Weise zu 
realisieren. Werden Sie sich im Vorfeld der Volksab­
stimmung für das vom Parlament als Gegenentwurf 
zur Verfassungsinitiative verabschiedete Behinderten- 
gleichstellungsgesetz einsetzen?

Ich habe dem BehiG  in der Schlussabstimmung im 
Parlam ent zugestim m t und dazu stehe ich. D ie Volks­
initiative «Gleiche R echte für B ehinderte» hingegen 
lehne ich ab. Sie verlangt zuviel und würde Rechtsunsi­
cherheiten sowie hohe K osten m it sich bringen. Das 
B ehiG  dagegen führt zu echten V erbesserungen und 
trägt den berechtigten Anliegen der behinderten Perso­
nen w eitgehendst Rechnung. Aus m einer Sicht wäre es 
deshalb wünschenswert, wenn die Initiative, welche 
nach der V erabschiedung des BehiG  überflüssig gewor­
den ist, von den Initianten zurückgezogen würde.

Der Gewerbeverband SGV hatte sich für weniger weit 
gehende Regelungen ausgesprochen. Ist das BehiG 
nun KMU-tauglich, wie der SGV dies verlangte?

Ich hoffe es. D ie H auptsorge des G ew erbeverbandes 
bilden die hohen K osten, welche speziell im Baubereich 
anfallen werden. D ies w ar denn auch der wesentliche 
G rund dafür, weshalb unser V erband den G eltungsbe­
reich des G esetzes un ter keinen U m ständen auf sämtli­
che bereits bestehenden G ebäude (A ltbauten) ausdeh­
nen wollte. D ie je tz t getroffene Regelung betrifft nur 
öffentlich zugängliche B auten, für welche künftig eine 
Bewilligung für eine E rneuerung erte ilt wird. Auch das 
kann im Einzelfall zu hohen K osten führen; diese soll­
ten jedoch verkraftbar sein.

Der grundsätzliche Widerstand gegen die Ausdehnung 
des BehiG auf die privaten Arbeitsverhältnisse kommt 
vorab von Arbeitgeberseite. Der SGV wendet sich ent­
schieden gegen verpflichtende Massnahmen wie 
Quoten oder Bonus/Malus-Systeme. Hingegen befür­
worten Sie gewisse Anreize (z.B. Investitionshilfen) 
für Betriebe, welche Behinderte beschäftigen. Das 
BehiG sieht aber hier nur Pilotversuche vor. Ist das 
Gewerbe bereit, bei solchen Versuchen mitzuwirken?

Glücklicherweise hat das Parlam ent -  im Einklang 
mit dem bundesrätlichen E ntw urf -  darauf verzichtet, 
Q uotenregelungen oder ähnliche verpflichtende B e­
stim mungen im Bereich der privaten A rbeitsverhält­
nisse ins B ehiG  aufzunehm en. Solche «Zwangsmass­
nahmen» wären kontraproduktiv  und som it nicht im 
Interesse der behinderten  M enschen; besser ist es, die 
Bereitschaft der A rbeitgeber zur Beschäftigung B ehin­
derter durch B eratung und U nterstützung zu fördern. 
Gegen Pilotversuche mit A nreizcharakter für Betriebe, 
welche freiwillig B ehinderte beschäftigen m öchten und 
hiefür ausserordentliche Investitionen tätigen müssen, 
ist m eines E rachtens deshalb nichts einzuwenden.

Inwieweit unterstützt die Arbeitgeberschaft und ins­
besondere das Gewerbe die Aus- und Weiterbildung 
behinderter Personen?

D as G ew erbe und unsere ganze G esellschaft haben 
alles Interesse daran, dass auch M enschen mit B ehinde­
rungen so gut als möglich aus- und w eitergebildet w er­
den, dam it sie optim al in die A rbeitsw elt integriert wer­
den können. D ie E rfahrung zeigt übrigens, dass gerade 
solche M enschen oftm als hervorragende Leistungen 
zugunsten unserer V olksw irtschaft erbringen. B esonde­
re A nstrengungen in diesem Bereich lohnen sich also. 
D ie A usbildungsbereitschaft der B etriebe sollte aber
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nicht durch kontraproduktive G esetzesnorm en ge­
schwächt werden.

Dass die Unterbringung behinderter Menschen in 
Sonderschulen und ändern Sondereinrichtungen des­
integrierend wirkt, ist unbestritten. Wo sehen Sie die 
Grenzen der Integration? Weshalb lehnen Sie eine 
Verpflichtung der Kantone zur Integration behinder­
ter Kinder in die Regelschule ab?

D ie Integration beh inderter K inder und Jugendlicher 
in die Regelschule ist zweifellos erstrebensw ert und 
bringt m eistens einen Gewinn für alle. Es gibt jedoch 
Einzelfälle, bei denen eine Sonderschulung besser ist 
oder sogar die einzige M öglichkeit bildet. Aus diesem 
G rund und mit Blick auf die Schulhoheit der K antone 
wollte ich auf eine generelle Verpflichtung zur In tegra­
tion in die Regelschule verzichten. D ie je tz t im BehiG  
beschlossene Form ulierung kann ich aber durchaus mit­
tragen.

Für Gewerbebetriebe mit Kundenverkehr sollte ein 
unbehinderter Zugang von existenzieller Bedeutung 
sein. Im Übrigen sagen Behindertenorganisationen, 
manche baulichen Anpassungen würden nur relativ 
wenig kosten. Sind die Befürchtungen der Gewerbler 
bezüglich untragbarer Kosten berechtigt?

Viele G ew erbebetriebe sind in A ltbauten  unterge­
bracht. D ie Inhaber solcher B etriebe sind oftmals auch 
nicht E igentüm er der G ebäude, sondern M ieter. Ein 
beh indertengerechter Zugang und ein entsprechender 
Innenausbau können im Einzelfall tatsächlich mit gros- 
sen K osten verbunden sein. Ich denke beispielsweise an 
ein G ro tto  in einem  K eller oder an einen Coiffeursalon 
im 3. Stockw erk eines G ebäudes ohne Lift. A uf solche 
Fälle sollte in der Praxis angem essen Rücksicht genom ­
m en werden. Angesichts des harten W ettbew erbs und 
der schlechten Ertragslage vieler B ranchen müssen sich 
die Investitionen auch wirtschaftlich verantw orten las­
sen.

Bauten, Anlagen und Fahrzeuge für den öffentlichen 
Verkehr müssen innert 20 Jahren behindertengerecht 
sein. Halten Sie die dafür vorgesehenen 600 Mio. 
Franken (je 300 Mio. für Bund und Kantone) für ange­
messen?

U nter Berücksichtigung der schwierigen Ertragslage 
sowie der finanziellen Perspektiven der öffentlichen 
H aushalte ist dieser B etrag sicher angemessen. N atür­
lich ist in diesem  Z usam m enhang zuzugeben, dass da­
m it nur schrittweise V erbesserungen möglich sind. Ich

bin aber überzeugt davon, dass die m eisten behinderten 
M enschen V erständnis dafür haben, dass eine sofortige 
und um fassende A npassung säm tlicher B auten  oder 
V erkehrsanlagen wirtschaftlich schlicht und einfach 
nicht tragbar wäre.

Wie beurteilen Sie die Notwendigkeit und den Zweck 
des Behindertenglelchstellungs-Büros?

Persönlich habe ich im N ationalrat gegen ein eigen­
ständiges G leichstellungsbüro für B ehinderte ge­
stimmt. A us m einer Sicht hä tte  es genügt, wenn der 
B und im R ahm en seiner O beraufsicht die D urch­
führung des B ehiG  überw acht hätte. E s gibt -  glückli­
cherweise -  genügend private H ilfsorganisationen, 
welche sich für die M enschen m it B ehinderungen ein- 
setzen. Nachdem  nun jedoch die Parlam entsm ehrheit 
beschlossen hat, ein solches B üro einzurichten und ge­
setzlich zu verankern, w erde ich das natürlich akzeptie­
ren.

Behinderten Menschen bleibt die volle Teilnahme am gesellschaftlichen 
Leben wegen architektonischen Barrieren heute noch oft versagt.

(Foto Pro Infirmis)
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